
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Digitale Reprints Dokserver des Zentrums  
für Zeithistorische Forschung Potsdam 
http://zeitgeschichte-digital.de/Doks 

Rüdiger Hachtmann 
 
Lebenshaltungskosten und Reallöhne während des ‚Dritten 
Reiches‘ 
 
http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.802 
 
 
 
 
Reprint von:  
Rüdiger Hachtmann, Lebenshaltungskosten und Reallöhne während des 
‚Dritten Reiches‘,  
in: Vierteljahresschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 75.1, 1988, S. 32-73 

Copyright der digitalen Neuausgabe (c) 2017 Zentrum für Zeithistorische Forschung 
Potsdam e.V. (ZZF) und Autor, alle Rechte vorbehalten. Dieses Werk wurde vom Autor 
für den Download vom Dokumentenserver des ZZF freigegeben und darf nur 
vervielfältigt und erneut veröffentlicht werden, wenn die Einwilligung der o.g. 
Rechteinhaber vorliegt. Bitte kontaktieren Sie: <redaktion@zeitgeschichte-digital.de> 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zitationshinweis: 
 
Rüdiger Hachtmann (1988), Lebenshaltungskosten und Reallöhne während des ‚Dritten Reiches‘, 
Dokserver des Zentrums für Zeithistorische Forschung Potsdam, 
http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.802 
 
Ursprünglich erschienen als: Rüdiger Hachtmann, Lebenshaltungskosten und Reallöhne während 
des ‚Dritten Reiches‘, in: Vierteljahresschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 75.1, 1988, S. 32-73 

 



Lebenshaltungskosten und Reallöhne 
während des ,Dritten Reiches' 

Von Rüdiger Hachtmann, Berlin 

„Bei Unterhaltungen mit einzelnen Gefolgschaftsmitgliedern, besonders mit 
ungelernten Arbeitern, die Familienväter sind, wird immer wieder gefragt, warum 
der sehr niedrige Stundenlohn nicht aufgebessert werden könne. ( ... ) Das Exi-
stenzminimum könne nur durch Mitarbeit der Ehefrauen erreicht werden. Ange-
sichts der Verteuerung der Nahrungsmittel und Textilsachen sind diese Wünsche 
besonders dringend". 1 

Diese Feststellung des ostpreußischen ,Treuhänders der Arbeit' Ende 19 3 7, 
die sich durch Beobachtungen anderer Funktionsträger von Staat und NS-Bewe-
gung ergänzen ließe, widerspricht auffällig den vom Statistischen Reichsamt pu-
blizierten Daten: Nach dessen Angaben hatte sich das durchschnittliche wöchent-
liche (Brutto-)Realeinkommen von 19 32 bis 19 39 um 2 5 ,5 % erhöht. 19 3 7 hat-
ten - folgt man der amtlichen Statistik - die realen Bruttowochenverdienste im in-
dustriellen Durchschnitt das Niveau von 19 2 9 wieder deutlich überschritten, ob-
wohl die nominellen Bruttoverdienste im industriellen Durchschnitt nur langsam 
gestiegen waren: Noch 1939 lagen sie um 16,l % (je Stunde) bzw. um 12,2 % (je 
Woche) unter dem Niveau von 1929. Das angeblich hohe Realeinkommen, über 
das der durchschnittliche deutsche Industriearbeiter bei Kriegsbeginn verfügt 
haben soll, war den niedrigen amtlichen Lebenshaltungskosten zu verdanken. 
Nach den vom Statistischen Reichsamt vorgelegten Zahlen konnten die von einer 
durchschnittlichen Arbeiterfamilie für Lebensmittel aufgewendeten Kosten weit-
gehend auf dem niedrigen Niveau der Krise gehalten werden; von 19 3 3 bis 19 3 9 
waren sie lediglich um 4,6 % gestiegen; auch die amtlichen Einzelindices (Tab. l) 
suggerieren eine außerordentliche Stabilität. 

Ziel des vorliegenden Aufsatzes ist es nachzuweisen, daß der in der historischen 
Forschung im allgemeinen unkritisch übernommene Eindruck, das NS-Regime 

1 Monatsberichte der Reichstreuhänder der Arbeit (RtdA) für Nov./Dez. 19 3 7, zit. nach: Ti-
mothy W. Mason, Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft, Opladen 1975, S. 43 5 (Dok. 5 2). Die 
RtdA hatten - als höchste tarifpolitische Instanz während der NS-Zeit - den Reichsarbeitsminister 
regelmäßig über die sozialpolitische Situation ihrer Bezirke zu unterrichten. Zu den Kompetenzen 
der Reichstreuhänder und den begrenzten Möglichkeiten, diese umzusetzen, vgl. Rüdiger Hacht-
mann, Krise der nationalsozialistischen Arbeitsverfassung - Pläne zur Änderung der Tarifgestal-
tung 1936-1940, in: Kritische Justiz 3/1984, S. 283 ff. 

Viertcljahrschrifc für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, 7!. Band, Heft 1 (1988) 
©Franz Stcinc:r Verlag Wiesbaden GmbH, Sitz. Stuttgart 

http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.802

Copyright (c) Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam e.V. und Autor



:;; n· 
r:. s::
 

5 
0 

[J
q 

:::
;-

ss
r 

2 
w

 
~
 

r;
 

" :::: 
P

-
.-

-· -"
 

" "' 
::;

 
CL

 
~
 r 

~ 
;:;-
~
 

< 
2.

.::
:: 

~ 

[J
q ;:< 0- ::: 

~ 
:;t>

 
~
 

N
 

C.
. 
~
 ~

 
/""

; 
......

. 
;.,

.; 
-

? 
~· 

~· 
§ 

c
~
;
C
{
;
 

::
; 

::
:;

-
1 

::
:-

.....
.. 

~ 
~ 

~ 

~· 
f 

~ 
~ 

~ 
f.
~ 
~ r;

 c..
 

2-.
 ~
 2

.: 
9-

:: 
....... J
; 

-l
. 

3 
" 

;r
:i

i' 
z 

:0
 

" 
; 

;:...
; 

~
 

"" 
-

-
'.

!:
; 

~ 
5 

:?
. 

s 
·..r

. 
::::

 

:::; 
..... 

~ 
z 

·;
, 

- < ~ 
~
 
~
 

~:
· 
~
 

? 
;2

 
'.::

. 
r 

"'
--

-;
::

:,
 

~
 ~

: 
~
 

; 
~ 

;.. 
; 

'.
r 

r;
 

c. 
J
: 

::.
..:

: 
J 

~·
 
;..

 :.
r. 

"/: 

s
~
~
f
 

..... ~
 f 

3 
r;

 
' 

,....
., 

" 
Ta

be
lle

 1
 

O
ff

iz
ie

lle
 R

ei
ch

si
nd

ex
zi

ff
er

 fü
r 

di
e 

Le
be

ns
ha

ltu
ng

sk
os

te
n 

(1
91

3/
14

 =
 10

0,
0)

 

G
es

am
tle

be
ns

· 
E

rn
äh

ru
ng

 
W

oh
nu

ng
 

H
ei

zu
ng

 u
. 

B
ek

le
id

un
g 

ha
ltu

ng
 

B
el

eu
ch

tu
ng

 
V

er
sc

hi
ed

en
es

 
~ ~
 ".'""

 
19

28
 

15
1,

7 
15

3,
0 

12
5.

7 
13

6,
5 

17
0,

3 
19

29
 

15
4,

0 
15

5,
7 

12
6,

2 
14

1,
1 

17
2,

0 
17

0,
1 

" 
17

2,
5 

19
30

 
14

8,
1 

14
5,

7 
12

9,
0 

14
1,

8 
16

3.
7 

19
31

 
13

6,
1 

13
1,

0 
13

1.
6 

13
8,

7 
13

6,
6 

17
2,

1 
16

3,
3 

"--
19

32
 

12
0,

6 
11

5,
5 

12
1.

4 
12

7,
3 

11
2.

2 
14

6,
8 

19
33

 
11

8.
0 

11
3,

3 
12

1,
3 

12
6,

8 
10

6.
7 

14
1,

0 
19

34
 

12
1,

1 
11

8,
3 

12
1,

3 
12

6,
6 

11
1,

2 
14

0,
0 

19
35

 
12

3,
0 

12
0.

4 
12

1,
2 

12
6,

2 
11

7,
8 

14
0,

6 
19

36
 

12
4,

5 
12

2.
4 

12
1.

3 
12

6,
0 

12
0,

3 
14

1.
4 

" 
19

37
 

12
5,

1 
12

2,
3 

12
1.

3 
12

5,
3 

12
5,

7 
19

38
 

12
5,

6 
12

2,
1 

12
1,

2 
12

4,
8 

13
0,

5 
14

2,
3 

~.
 

14
2,

3 
19

39
 

12
6.

2 
12

2,
8 

12
1,

2 
12

4,
7 

13
3,

3 
14

2,
0 

19
40

 
13

0,
1 

12
7,

6 
12

1,
2 

12
4,

6 
14

0,
0 

14
5,

6 
-

19
41

 
13

3.
2 

12
8.

8 
12

1.
2 

12
3.

6 
15

8,
2 

14
9,

0 
19

42
 

13
6,

6 
13

1,
6 

12
1.

2 
12

2,
6 

17
2,

3 
15

0,
9 

" 
19

43
 

13
8,

5 
13

4,
2 

12
1,

2 
12

2.
4 

17
8,

2 
19

44
 

14
1.

4 
13

8,
1 

12
1,

2 
12

2,
5 

18
3,

7 
15

0,
3 

'-
' 

15
1,

3 
19

45
 (

M
är

z)
 

14
2.

4 
13

8,
6 

12
1,

2 
12

3,
1 

18
8,

3 
15

2.
4 

-
Q

u
el

le
: 

S
ta

ti
st

is
ch

es
 J

ah
rb

u
ch

 f
ü

r 
da

s 
D

eu
ts

ch
e 

R
ei

ch
 1

9
3

9
/4

0
, 

S.
 3

3
9

; 
S

ta
ti

st
is

ch
es

 H
an

d
b

u
ch

 f
ür

 B
ay

er
n

 1
9

4
6

, 
S.

 9
5

. 
~
 

;=
· "" ._,,, 

http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.802

Copyright (c) Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam e.V. und Autor



34 Rüdiger Hachtmann 

Schritte notwendig: In einem ersten Schritt sind die quantitative und qualitative 
Bedeutung der gesetzlichen und außergesetzlichen Abzüge vom Lohn zu skizzie-
ren, so daß dann die ungefähre Höhe der nominellen Nettoverdienste bestimmt 
werden kann. Im Zentrum der Untersuchung steht die Frage, welche Probleme 
die Konstruktion des Lebenshaltungskostenindex aufwirft und wie sich die Preise 
für die zum Lebensunterhalt wichtigsten Wirtschaftsgüter entwickelten. Zu fra-
gen ist in diesen Zusammenhang, wie die amtliche Statistik der Einzelhandelsprei-
se erstellt wurde, ob die aus gravierenden Engpässen der Versorgung der Bevöl-
kerung mit lebenswichtigen Nahrungsmitteln, aus vielfältigen Qualitätsver-
schlechterungen u. a. m. resultierenden mittelbaren Preissteigerungen vom Stati-
stischen Reichsamt überhaupt berücksichtigt wurden. In ähnlicher Weise wie der 
Ernährungs- und Bekleidungskostenindex ist auch der Mietindex zu problemati-
sieren: Welche Mieten wurden überhaupt erfaßt? Wie entwickelte sich die Lage 
auf dem Wohnungsmarkt? Welche Wirkungen gingen hiervon auf die Mieten 
(vor allem die der Neubauwohnungen) aus? Abschließend ist der ungefähre Um-
fang der (Netto-)Realeinkommen zu schätzen. Derartige Schätzungen können al-
lerdings nur grob sein, weil sich bestimmte Aspekte der Verteuerung der Lebens-
haltung exakter quantitativer Erfassung entziehen; im Vordergrund der Untersu-
chung steht deshalb die Darstellung prinzipieller methodischer Einwände gegen 
die vom Statistischen Reichsamt publizierten Angaben. 

J. Geseh.jiche und außergeseh.jiche Abzüge vom Lohn 

Wie hoch wareri die Abzüge, die ein Arbeiter von seinem Bruttoverdienst zu 
entrichten hatte? Die Schätzungen hierüber gehen weit auseinander: Nach Mason 
beliefen sich die Abzüge auf 13 % bis 20 % des Bruttoverdienstes; Neumann 
schätzt die „Lohnabzüge für Steuern, Beiträge zur Sozialversicherung, Arbeits-
front, Partei und Winterhilfe" auf „mindestens 26 %, wenn nicht mehr"; die An-
gaben anderer Autoren reichen von 15 % bis 30 %. 2 Unstrittig ist, daß Lohn- und 
Bürgersteuer sowie die Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung zu den obli-
gatorischen Lohnabzügen zu rechnen sind. Sie werden im folgenden als ,gesetzli-
che' Abzüge vom Lohn bezeichnet. Wie sind jedoch die Mitgliedsbeiträge und die 
,Spenden' an das Winterhilfswerk (WHW) zu werten? Waren sie tatsächlich 
freiwillig oder müssen die hierfür entrichteten Beträge als steuerähnliche, ,außer-
gesetzliche Abzüge' vom Lohn bezeichnet werden, weil sich ihnen kein Arbeitneh-
mer entziehen konnte? 

2 Vgl. Franz Neumann, Mobilisierung der Arbeit in der Gesellschaftsordnung des Nationalso-
zialismus, in: ders., Wirtschaft, Staat, Demokratie. Aufsätze 19 30-19 5 4, hg. von Alfons Söllner, 
Frankfurt a. M. 1978, S. 282; John P. Umbach, Labor Conditions in Germany, in: Monthly La-
bor Review, März 1945, S. 510; Livcben, Wartime Developements, S. 15 3; ders., Net Wages and 
Real Wages in Germany, in: International Labour Review, Juli 1944, S. 68; Jürgen Kun,ynski. 
Die Lage der Arbeiter unter dem Kapitalismus, Bd. 6, Berlin (Ost) 1964, S. 15 8; Timothy W. 
Mason, Sozialpolitik im Dritten Reich, Opladen 1977, S. 15 3, Anm. 68; Reinhard Hanf, Mög-
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Lrhrnshaltu11pkmtrn u11d Rr,dliihm w:ilnrnd des ,D1111rn Reiches' 3) 

1.1 Lohnsteuer, Bürgersteuer und ßeitrti~e ;ur Swzialvenirheru11,g 

Das Lolmsteueraulkornmrn erhiihte sich 7.wischrn 1929/30 und 19 3 7 /38 
von 1396, 1 Mio. RM auf 1760,2 RM, wiihrrnd gleichzeitig die Zahl der lohn-
abhängigen Arbeitnehmer nur geringfügig wuchs. 3 Verantwortlich flir die [ibcr-
proportionale Steigerung des Gesannvolumrns des LolmstcucrauOrnmmcns wa-
ren u. a. vednderte Fonrn:n der Bestcuerung. Die Lo/.mslmfl'S:itze wurdcn - ins-
besondere seit Herbst 19 34 - in immer stiirkerem Mal\e crstrns nach ramilirn-
stand und Kindei-1.ahl gestaffelt und unterlagen 7.weitcns einer rnnclm1cndrn Pro-
gression.4 Bereits am 1. April 19 31 war ein gesonderter Lcdigrnrn"hlag zur Ein-
kommenssteuer eingeführt worden. Ein Vierteljahr spiiter folgte die Krisrnlohn-
steuer; sie wurde im Juli 1932 wesentlich erhiiht und in eine ,Abg;dw rnr Arbeits-
losenhilfe' umgewandelt. Alle diese Mal\nahmen konntrn allerdings nicht verhin-
dern, dag der Betrag, der vom Bruttoeinkommrn eines durchschnittlichrn Arbeit-
nehmers als Lohnsteuer einbehaltrn wurde, infolge der allgemeinrn Lohnkiir?un-
gen wiihrend der Krise sank. Vor allem stieg der Prmcntsatz dcrjrnigrn, dcrrn 
Verdienste die Steuerfn:igrrnze unterschritten, bis zum Tiefpunkt der Krise rasch. 
Noch im Okt. 19 3 3 zahlten beispielsweise von dn Gesamtbelegschaft dn Stein-
kohlenzechen der Gutehoffmmgshiitte 3 5 ,0 r;;, keine Lohnstcuern, weil ihre Ein-
kommen zu niedrig lagen. 5 Der 19 34 einsetzende riistungskonjunlrnrrcllc Auf-
schwung und die rasche Ausweitung der Arbeitszcitrn in dm riistungswichtigrn 

lichkeitrn und Grrnzrn hrtrirhlichcr Lohu- uud (;cldtspolirik l lJ 3 3-1lJ39, Regrnshurg l 'J7·\, S 
7 2; Richard Grrmbert,er, Zwiilfjiihrigr; Reich. Der Drnt;chrn Alltag unter 11 i1kr. Wirn/Z['irich 
1971, S. 199; Rrne Erbe, Dir n:nional;mialistiS<hr Wirncli.1frspolitik 19 3 3-19 39 im Lichte dc1 
modernen Thrnrir, Zürich 19 i 8, S. 9 3. Der S:ich;i;c hr Rtdi\ 'P"'" h sog,1r vou 2 7 'J,,, die llc1 g.11 
beitcr insgesamt als Abzüge vom Bruttolohn cntridnl'n mul\ten. Allnding~ h,llten Bn,~.1rheitn 

weitaus hi>hcrc Bcitriigc an die Kn:ippsrh.tftsvcr ... id1nung .1h lndu ... tric,u-hcitn .m die l11v.ilidcnvcr 
sichcrung zu zahlen (vgl. llrrid11r der Rtdi\ f[ir Mai 1937, ti.llh Mt1ro11. i\rheitnkl.i;se. S 3·10 
(Dok. 3 7). Ähnlich hoch liegen Angahrn in drn Dnnsd1L111d llnichtrn dn S01i.ddrmokr,1tisd1rn 
Partei Drutschlauds (SOPADE), 193-1- l lJ·lO, hg. von KL1us llrlmken. S,d1h,1usrn/l'r.1nklu1t 
a. M. 1980, hier 193 i, S. 3 32 ff.; 19 3<1. S. (i 14 f. Dir dort 1i1intrn EimrlLillcsind jedoch nicht 
rcpriiscntativ. 

3 Nach: Statistisches Jahrbuch für das Dnmchr Reich (St. Jb DR) 1930, S ·17.l, l'J\8, S 
513. 

4 Sdt Anfang 1924 hatte man den Pamilicn~t.md hci der BcnH'\<,Ung de" LohnstL·ucr\.lt:/l'<, 111 

berücksichtigen begonnen. 1927 und 1928 vnahschinlctr Cc:-.rur ..,ahcn für niedrigere Bn1ttocin 
kommen eine Ermiif~igung drr Lolrn:-.teuer um 1 5 'Yri h1w. 2 5 11'1 vor; dir Stcurr<ir1<· für ii<'ihn l' !'.in 
kornmen wurden in dl·utlich geringerem Ausm;d\ gncnkt, <.,o d.d\ ..,Jlh :-.citdcm eine lrillllc P1ogrc" 
sion in der Lohnstrunhdastuug rrgah. (Die fnlgrndrn i\nsfi'1hrnngrn /ll drn ,~<'Sl'l'flichrn Lohn.th 
zügen basieren im wcsrntlichrn auf .J. 11 eim. Mtil!cr, Nivdlinnug und [)iffnrminung der i\rlwits· 
einkommen in Drntschland seit 192 i, Berlin 19 i 4, S. 12 5 ff, 1 Lrns Werner Källerm,11111, Dn 
Lohnabzug der Arbeitnehmer in DcutschLtnd ;rir ] lJ2 5, in: i\rhrit und Swi:ilpolirik (Mi11rilu11gs~ 
blatt des Arbeitsministeriums NRW) Juli 19 50, S 1 ()ff.; Winscl1.1f1 und St.11istik (W11S1) l l) )8, 
$. 160 f.) 

s Aktenuotiz der Hauptverwaltung der Gurehoffmmgslnitte (C II 11) vom 2 5. Nov. 19 .\ l, in· 
Historisches Archiv der Gutrhoffnuugshüur (llA (;Jill) ,100 141/2h. 
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Copyright (c) Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam e.V. und Autor



36 Rüdiger Hachtmann 

Industriezweigen ließen auch die Bruttoverdienste und mit ihnen das Lohnsteuer-
aufkommen steigen. Das NS-Regime sorgte zudem durch gesetzliche Initiativen 
dafür, daß die Lohnsteuerlast lediger Arbeitnehmer weiter wuchs. Im Rahmen 
des ,Gesetzes zur Verminderung der Arbeitslosigkeit' vom 1. Juni 1933 wurde 
der Ledigenzuschlag durch eine (höhere) Zwecksteuer ersetzt, mit der die durch 
das gleiche Gesetz eingeführte ,Ehestandshilfe' finanziert wurde. Kern dieser 
,Ehestandshilfe' waren sog. (unverzinsliche) ,Ehestandsdarlehen' in Höhe von 
max. 1000 RM, die heiratswilligen Frauen gewährt wurden, sofern diese ,arisch' 
und ,erbgesund' waren, zwischen dem 1. Juni 19 31 und dem 1. Mai 19 3 3 min-
destens sechs Monate gearbeitet und sich vor der Eheschließung verpflichtet hat-
ten, ihre Arbeitsstelle aufzugeben. Das Einkommenssteuergesetz vom 16. Okt. 
19 34 integrierte die ,Ehestandshilfe' und die ,Abgabe zur Arbeitslosenhilfe' fest 
in den seit Anfang 19 3 5 geltenden neuen Lohnsteuertarif. Für Ledige erhöhten 
sich durch dieses Gesetz die steuerlichen Lasten weiter, während die Sätze für kin-
derreiche Arbeitnehmer ermäßigt wurden (Tab. 2). 6 Gegenüber 19 2 9 hatten sich 
die Lohnsteuersätze für ledige Arbeitnehmer fast verdreifacht, während die für 
Verheiratete mit Kindern entsprechend reduziert worden waren. Vom 1. April 
19 39 an wurden diese Spannen erneut ausgeweitet, mit Beginn des Zweiten 
Weltkrieges außerdem für Monatseinkommen ab 2 3 5 RM ein Kriegszuschlag 
zur Lohnsteuer verlangt. Von dieser Kriegssteuer, die bei höheren Einkommen 
ein beträchtliches Gewicht erhalten konnte, war aufgrund niedrigerer Verdienste 
allerdings nur ein relativ kleiner Prozentsatz der gesamten Industriearbeiterschaft 
betroffen, so daß sich die Erhöhung der gesetzlichen Lohnabgaben zwischen 
19 39 und 1940 in relativ engen Grenzen hielt. 

Die Bürgersteuer wurde mit der 1. Notverordnung vom 26. Juli 19 30 einge-
führt; ursprünglich war diese Sondersteuer als eine Art Krisensteuer nur für einen 
kurzen Zeitraum gedacht. Der nationalsozialistische Staat behielt sie jedoch nach 
19 3 3 - als eine Quelle zusätzlicher Rüstungsfinanzierung - bei und integrierte sie 
erst im Juli l 942_in die Einkommenssteuer. Die Bürgersteuer wurde von jedem 
Arbeitnehmer, der älter als 18 Jahre war, erhoben, ursprünglich ungeachtet des 
Familienstandes und der Zahl der unterhaltspflichtigen Kinder. Nach der NS-
,Machtergreifung' wurden dann die Sätze der Bürgersteuer nach Familienstand 
gestaffelt und Verheiratete mit drei Kindern und mehr von dieser Sondersteuer 
befreit; ansonsten war diese Steuer unabhängig von der Höhe des Einkommens 
zu entrichten. Selbst Arbeitnehmer, deren Einkommen unterhalb der Lohnsteuer-
freigrenze blieb, wurden zur Bürgersteuer herangezogen. Lediglich diejenigen, de-
ren Einkünfte nicht höher als 150 % (bei Ledigen 130 %) der ortsüblichen Sätze 
der Wohlfahrtsunterstützung waren, brauchten diese - wie in der Gewerkschafts-
zeitung formuliert wurde - ,ungerechteste aller ungerechten Steuern' nicht zu zah-
len. Sie betrug seit 19 3 3 im Durchschnitt etwa 2 % des jährlichen Arbeitseinkorn-

6 Nach Müller galten für Ledige sogar Höchstsärz.e bis zu 24 % des Bruttoeinkommens (Müller, 
Nivellierung, S. 12 5). 
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38 Rüdiger Hachtmann 

nur 0, 39 % als Bürgersteuer an den Staat abführen; in Breslau und Stuttgart lagen 
die vergleichbaren Sätze bei 1,67 % und 0,28 %. In kleinen Gemeinden wurde 
die Bürgersteuer häufig überhaupt nicht erhoben. 7 Nicht überraschen kann, daß 
die Beibehaltung dieser Steuer in der Bevölkerung auf heftigen Unwillen stieß. 
Die Staatspolizeistelle Aachen z. B. notierte in ihrem Lagebericht für Nov. 19 3 4 
starke Kritik „insbesondere in den Kreisen der alten Kämpfer", da „doch gerade 
diese Steuer vor der Machtübernahme von der Bewegung als sogenannte ,Neger-
steuer' aufs schärfste abgelehnt worden sei".8 

Die Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung blieben in ihrer durchschnitt-
lichen Höhe nach 19 3 3 nahezu unverändert. Der Arbeitnehmer-Anteil an den 
Beiträgen zur Invaliden-Versicherung blieb von Anfang 19 2 8 bis Frühjahr 1942 
mit durchschnittlich etwa 2,6 % des Bruttoeinkommens konstant; allerdings wur-
den seit 19 34 für die Wochenverdienste über 36 RM neue, im Satz erhöhte Bei-
tragsklassen gebildet. Mit der ,Zweiten Verordnung über die Vereinfachung des 
Lohnabzugs' vom 24. April 1942 erhöhte sich der durchschnittliche Beitrag zur 
Invaliden-Versicherung geringfügig auf 2,8 %. Die nach dem Sturz der Regie-
rung Hermann Müller auf 3,2 5 % erhöhten Arbeitnehmerbeiträge zur Arbeitslo-
senversicherung behielt das NS-Regime auch nach Beseitigung der Massenarbeits-
losigkeit bei. (Erst am 17. Juni 1949 wurden in der Bundesrepublik neue, im 
Durchschnitt geringere Beitragsätze zur Arbeitslosenversicherung festgelegt). Die 
sich seit 19 3 5 einstellenden Überschüsse der Arbeitslosenversicherung flossen 
zum finanziellen Ausgleich in die defizitäre Rentenversicherung und dienten nach 
Konsolidierung derselben ebenso wie die Überschüsse der Invaliden-Versiche-
rung zu erheblichen Teilen der Rüstungs- bzw. der Kriegsfinanzierung. Die Abzü-
ge für die Krankenversicherung sind in ihrer durchschnittlichen Höhe wesentlich 
schwerer zu erfassen, da System und Gliederung der Krankenversicherung unter-
schiedlich konstruierte Krankenkassen-Arten mit differierenden Einnahmeverfah-
ren zuließ. Das Statistische Reichsamt bezifferte die Höhe der Beiträge, die ge-
werbliche Arbeiter an eine der Betriebs- oder Ortskrankenkassen zu entrichten 
hatten, Anfang 19 3 8 auf durchschnittlich etwa drei bis vier Prozent. 9 Insgesamt 
lagen die Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung zwischen 19 3 3 und 1942 
bei ungefähr neun Prozent des durchschnittlichen Bruttoeinkommens. 

Vor allem infolge der Lohnsteuerprogression konnten sich in der Höhe der Ge-
samtheit der gesetzlichen Abzüge vom Lohn je nach Industriezweig erhebliche 
Abweichungen vom industriellen Durchschnitt ergeben. Die in der Metallverar-
beitung beschäftigten Arbeiter lagen Mitte 19 3 6 aufgrund ihrer relativ hohen 

7 Nach:WuSt1938,S. 161. 
8 Lagebericht der Staatspolizeistelle Aachen für Nov. 19 34, nach: Bernhard Vollmer, Volksop-

position im Polizeistaat. Gestapo und Regierungsberichte 1934-19 36, Stuttgart 19 57, S. 12 3. 
(,Negersteuer' hieß die Bürgersteuer deshalb, weil sie - wie die Gewerkschaftszeitung 1930 (Jg. 
40, S. 500) schrieb - „jetzt allenfalls in Kolonialgebieten" angewandt wurde.) 

9 WuSt 1938, S. 161. 
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Bruttoverdienste mit einem Prozentsatz von 14, 3 r:;,,, dn vom Brut towochl'l1vn-
dirnst als Lohn-, Bürgersteuer und Arbeitnehmerbeitrag zur S()'/ialvcrsichnung 
an den Staat n1 entrichten war, drntlich über dem industricllcn Durch-,chnitt von 
13, 5 %. Am unteren Ende dieser Skala lagl'l1 Zweige der Krn1-,umgüterindustrie 
wie die Textilindustrie mit 12, 3 %, die Siigeindmtrie mit 1 1,8 % und die papiern-
zeugrnde Industrie mit ] I, 7 %. 10 

1.2. Beitrclge an die DAF 1111d ,Spmdm'/lir dm ,Whi1erhilfr1<•erk' 

Zu den auf\ergesetzlichl'll, gleichwohl iiblichl'll Lolrnab:tiigcn :t.iihlrn einm.d die 
vor wie nach 1933 von der iibergrof\rn Mehrhcit der Beviilkrrung goahltrn 
Kirchensteuern. Eir die Zeit bis 19 3 3 wird „gewiihnlich cin Sat:t von 10-1 5 % 
der Einkommenssteuer" angenomml'l1. Wiihrrnd der Zcit dn national-,mi;di-,ti-
schen Herrschaft wurde die Kirchl'l1strnn im allgemcinrn auf 10 % in n·;lllgcli-
schcn und 11 % in katholischen Gerncindl'l1 ermiif\igt. 11 

Daneben wurden im ,Dritten Reich' von jedcm Arbcitnchmcr weitnc Abga-
ben verlangt, die der r~orm nach freiwillig, de facto ahn obligatorisch w;1rcn. 
Steueriihnlichen Charakter hesaf\Cll etwa die Mi1.~!iedsbeilrri~~efiir die D/I F 1:w;1r 
bestand selbst wiihrrnd des Zweitrn VVcltkrieges formaliter kein gCllerclln 
Zwang zum Eintritt in die DAF DCllnoch konnten gawe l'\clcgschaftrn ver-
pflichtet werden, in die Arbeitsfront eiw.utrctCll. Die Entscheidung hierüber lag 
rein rechtlich beim jeweiligen U nternehmcr. l n einem Erbfl, vom l 0. Okt. l 9 3 5 
hatte niimlich der Reid1sarheitsministn amdriicklich fc-,tgelcgt, dal\ :tw;1r auf den 
,Betriebsführer' „jedn Druck umnbleibrn" <,ollc, einrn P,1.,.,us i'illl'r dic DAJ:_ 
Zwangsmitgliedschaft in die Bctrichsordnung aufllmel1111rn. \Ycitn hid\ es jc 
doch: „Wenn aber ein r:tihrn dcs Betrichc-, sich ;1us frcirn Stückrn rntstl1licl\t, 
nur Mitglieder der Deutschrn Arbeitsfront zu bcsch:iftigrn und von dn Eimtd-
lung solcher Personen abrnschcn, die( ... ) sich wcigern ihrl'll Beitritt zu voll:t.ic-
hen, so liegt ein solcher Emschluf\ gam i11nnhalb dn ErnH''-'l'll'frciheit, dic ihm 
vom Gesetz in betrieblichl'll Dingrn gclassrn wordrn ist ( ... ). [,bestehen auch 
keine Bedenken dagegen, dal\ er sich durch cinrn l'lltsp1nhrndrn V nmerk in dn 
Betriebsordnung zu diesem Beschlul\ IH'krnnt". 12 

Unter Hinweis auf diesrn Erla!\ suchtrn die Dirnststclll'll dn DA!: Untnnch-
mer zu veranlassen, „in die cim.clnl'll Bctricbsmdnungl'll cinl'll Passus (;1ufrn11ch-
mcn), wonach alle Gefolgschaftsmitglicdcr in dn DAF sci11 miissl'll". 1J ln cinigl'll 

10 Vgl. WuSt 1936, S. 20.l ff., 2·13. 28·1 ff. l28 f. 5tih lf. \(12 ff. 7·1<1. 
11 Für die Schiitzung der Kird1cn..,tcucrn ,iJ.., Teil dn .nd\crgc<..ct?lidwn ;\hg.1hn1 in T,th -l \\'u1-

de für die Jahre bis 19 3 3 ein Mittel wen von 12, j %. Jiir ck Zeit d.rn.llh einer \'on 1 OJ ')i, 1ugr1111 
de gelegt (vgl. Müller, Nivellicrnng. S. 135 f.) 

12 In: Reichsarbeitsblatt (RA BI.) 19 3 j, 1. S. 3 1 ll 
13 So die l'ormulicrnng in einem Rnndsclneihrn der Dirn'1stdk Du"h11rg- R11luon der DA I' .m 

alle Betriebsobni:inner vom 30. Sept. 1937, in Rheinisch \\!,·qf:iliscl1es \\'insch.tfts.mhiv Kiiln 
(RWWA) 20-1283-1. 
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40 Rüdiger Hachtmann 

Fällen versuchten auch lokale politische Funktionsträger, die DAF-Zwangsmit-
gliedschaft auf dem Wege einer Anordnung festzusetzen. So legte beispielsweise 
der Bürgermeister von Dillenburg 19 3 5 fest, daß von den ihm unterstellten Be-
hörden Aufträge nur an Unternehmen vergeben werden dürften, deren erwachse-
ne Belegschaft in der DAF und deren Lehrlinge in der HJ organisiert seien.14 

Nicht in jedem Fall war derartigen Bemühungen jedoch Erfolg beschieden. Be-
triebsleitungen von Großunternehmen wie Siemens oder der Gutehoffnungshütte 
konnten es sich erlauben, wiederholte Anträge der betrieblichen Vertrauensräte 
auf eine rechtsverbindliche Festschreibung der in der Arbeiterschaft nicht sehr po-
pulären DAF-Zwangsmitgliedschaft abzulehnen. 15 Auch die Betriebsordnungen 
der Aug.-Thyssen-Hütte, der Krupp AG, von Mannesmann und Hoesch enthiel-
ten keinen Passus über die Zwangsmitgliedschaft in der Arbeitsfront. 16 Ansinnen 
betrieblicher Vertreter der Arbeitsfront, Unternehmer zu veranlassen, auf indirek-
tem Wege Belegschaften zum Eintritt in die DAF zu bewegen, wurden in man-
chen rüstungswichtigen Konzernen selbst in den letzten Kriegsjahren abschlägig 
beschieden.17 Wenn ein Teil der Großunternehmen - keineswegs alle18 - sich 
meist erfolgreich weigerte, ihren Belegschaften den Beitritt in die DAF vorzu-
schreiben, dann lag dem in erster Linie die Furcht zugrunde, betriebliche Vertreter 
der DAF könnten derartige Bestimmungen nutzen, die im ,Gesetz zur Ordnung 
der nationalen Arbeit' Anfang 19 34 festgeschriebene Autonomie des ,Betriebs-
führers' in innerbetrieblichen Angelegenheiten einzuschränken. Im Gegensatz 
dazu war der Druck der Arbeitsfront auf die ,Führer' kleiner und mittlerer Betrie-
be offenbar im allgemeinen erfolgreicher. 

14 Vgl. ,DAF-Mitgliedschaft bleibt freiwillig!', in: ,Der Deutsche Volkswirt' (D. Dt. V.) vom 
15. Okt. 1935 (1935, S. 284). 

15 In beiden Betrieben wurden wiederholt von Mitgliedern des Vertrauensrates Antriige ge-
stellt, der Belegschaft die Zwangsmitgliedschaft in der Arbeitsfront rechtswirksam vonuschreiben. 
Diese Anträge wurden ebenso regelmäßig abgelehnt: vgl. z. B. die Niederschriften über die Be-
triebsbesprechung der GHH-Hauptverwaltung 1 vom 20. April 19 38, über die Vertrauensratssit-
zungen der GHH vom 11. Okt. 1935, 20. Okt. 1936, 26. April, 5.Juliund 30.Aug. 1940und 
die Vertrauensratssitzung des Wernerwerks Hochbau der Siemens & Halske AG (S&H) vom 7. 
Nov. 1935, in: HA GHH 400 144/12,400 144/20,400 1026/10; Siemens-Archiv-Akten 
(SAA) 11 Lg 666 (v. Buol); ferner Gerhard Hef"/,!r, Die Industriestadt Augsburg. Eine Sozialge-
schichte der Arbeiteropposition, in: Bayern in der NS-Zeit, Bd. 3: Herrschaft und Gesellschaft im 
Konflikt, Teil C, hg. von Martin BroJ7&1 u. a„ München/Wien 1981, S. 115 f. 

16 Vgl. Aktennotiz der Abt.AderGHH vom 25. Män 1938,in: HAGHH 400 1026/8. 
17 So wurde z.B. ein auf einer Sitzung des Unternehmensbeirates der GHH vom 18. Nov. 

1943 gestellter Antrag, Belegschaftsangehörigen, die nicht der DAF angehörten, keine Weih-
nachtsgratifikationen auszuzahlen, von der U nternehmenleitung abschlägig beschieden (in: HA 
GHH 400 1025/53). 

18 Im Gegensatz zu den vorgenannten Unternehmen war den Arbeitnehmern z. B. der Junkers-
Flugzeugwerke, der Messerschmidt-Werke, des Bochumer Vereins, von Feiten & Guilleaume und 
der Stinnes-Zechen der Beitritt zur DAF verbindlich vorgeschrieben (vgl. die Niederschrift über 
die Sitzungen des Vertrauensrates der Krupp-Gußstahlfabrik vom 20. Nov. 19 3 7 und des Unter-
nehmensbeirates der GHH vom 23. April 1936, in: Historisches Archiv (HA) Krupp WA 41/6-
207; HA GHH 400 144/21; Hef"/,!r, Industriestadt Augsburg, S. 123). 
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Nach einem Urteil des Reichsarbeitsgerichts vom 1 ) . Dez. 19 3 7 war der 
Nichtbeitritt ein ausreichender Grund zu Entbssung, sofern ein entsprechender 
Passus in der Betriebsordnung aufgl'llommcn war. 19 Damit war die l'vkhrheit der 
Arbeiterschaft auch de jure zum Eintritt in die Arbeitsfront gczwungl'll. Und 
seihst in den Betriebrn, wo die Zwangsmitgliedschaft formal nicht festgeschrie-
ben war, gehörte nur eine verschwindende M indnheit der Belegschaft nicht der 
DAF an: Bei der G H 1-1 bestand bereits Anfang 19 3) in drn mcistrn Ahteilungrn 
eine 100 %ige DAr:-M itgliedschaft. Von der Gesamtbelegschaft der Krupp-
Gußstablfabrik gehiirtcn M ittc 19 3 7 lediglich 3000 ( = (i,6 %) nicht der Arbeits-
front an. Ende Sept. 19 3) warl'll bereits über 80 % der Belegschaft dn Siemrns 
& Halske AG in die DAr: cingetretrn. 20 In L1ge- u11d Stimrnungshcrichtrn staat-
licher Institutionen wiederholt konstatierte hille von Austrittshewegungcn aus 
der Arbeitsfront, V erweigerungcn der Beitragszahlung und U nmutsiiul\crungrn 
über die 1-liihe der Bcitriigc bei gleichzeitig niedrigen Lcistungcn und undurch-
sichtiger Finanzführung der DAP 1 iindern nichts d;1ran, da!\ spiitl'stcns seit 19 3 7 
fast die Gesamtheit aller ,Organisationsfahigcn' auch in der Arhcitsfrom org;1ni-
siert war (Tab. 3 ). Zudem wurden die M itglicdsbeitriigc für dirsc griil\tc n;tt io-

Tabelle 3 
Mitgliederentwicklung, ,Organisationsgrad' und Mitgliedsbeiträge 

der Deutschen Arbeitsfront 1933 bis 1938 

1933 
1934 
1935 
1936 
1937 
1938cl 

Mitglieder•) 
(in Mio.) 

5,0 
9,0 

11,0 
14,0 
18,0 
19,8 

,Organisations· 
grad·b) 

37,2 % 
58,2 % 
67,0 % 
79,6 % 
95,3 % 
98,6 % 

Monatlicher Durchschnitts· 
beitrag (in RMI 

1,24 
1,37 
1,63 
1,78 
1,85 
1,95 

-----------------·-----··-----------
a) Ohne die über die Organisationen dor g0worbllch0n Wirtschaft, dos Reichsnährstands 

usw. korporativ angeschlossonen Mitglieder. 
b) Mitglieder der DAF In v. H. der abhängig Beschäftigten. 
c) ,Altreich'. 
Quelle: ,Lebendlgo Betreuung aller Schaffenden' (Rede Leys auf dem Partelteg 1938). 
in: ,Völkischer Beobachter' vom 12. Sept. 1938. 

19 ArbeiLSrcclmammlung (ARS) (RA(;). Bd. 31. S .. 'D7; vgl anch Zrntr.dliiirn dn DeutsclH'n 
Arbeitsfrom/Sozialamt, Dcutsd"· Swialpolitik 19 3 7, Berlin 19 :rn. S. <><> f. l llri, h l lcl111k<'. Die 
Rechtssprechung des Reichsarhcitsgniclns im Jahre l '>38. in Mon.llshdtc lii1 NS Swi.tlpolitik 
(Mh. NS) 19 39, S. 99. 

20 Vgl. Niederschrift üher die Simmgrn des U11tnnchmrnshcir.1tes dn (;flfl .1m 11 M.1i 
19 3 5 und des Vcrtrauensr;ltcs ckr Knipp-Gul\s1:ihll.d1rik vom 20. Nov. 19 .3 7 sowil' dm J.d>rrslir 
ridn der Personalabt. der S& II AG fiir 19 34/ 3 5, in· HA G 1111 40() l ·l·l/ 21 ; II i\ Krupp \VA 
4 l / 3-207; SAA 1 5 Lc 81 5; ferner Ludwig Eib1•r, Arhritn unter dn NS-11 nrsc h.dt. Textil- und 
Porullanarbeiler im nordiistlichrn Obnfr;mkrn 19 3 3·-19 :19, M iimhrn l '>7 '). S. 24 8 f.; SO l' A~ 
DE-ßrrichtc 1935,S.48,64, 1320; 1936,S. HH,871.877uii 

21 Vgl.1 .. B. den Lagcbcridn Jrs Rrgierungspr:isidrntl'll (RP) von lJntnfr;111lm1 vom·!. J\pril 
1935, den Monatshcricln der DAl'-Krciwcrwaltung Vircht.1d> ((;;m B.1yr Ostnurk) fiir M.ti 
19 36, Jen Monatsbericht Jer DAl'-(;,1uw,iltu11g B.1ycrischr Ost1n.1rk fiir Juni l l) )(>,des R l' von 
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42 Rüdiger Hachtmann 

nalsozialistische Massenorganisation in der Regel ebenso wie die gesetzlichen Ab-
züge vom Lohn gleich von den betrieblichen Lohnbüros vom Bruttoverdienst ein-
behalten und der Arbeitsfront überschrieben. Nach Mason zogen 19 3 9 rund 
70 % aller Betriebe die Beiträge für die DAF ein.22 Nur in Ausnahmefällen ver-
weigerten ,Betriebsführer' die Einziehung der DAF-Beiträge unmittelbar durch 
das Lohnbüro. 23 Die Abzüge für die DAF schwankten (seit 1934) je nach Fami-
lienstand zwischen 1,2 % und 3,5 % des Bruttoeinkommens. 24 

Auch die ,Spenden' an das WHW besaßen de facto den Charakter einer Steuer-
leistung, der sich letztlich kein Arbeiter entziehen konnte. Sie wurden ebenfalls in 
den meisten Betrieben nach festen Sätzen vom Lohnbüro automatisch abgebucht. 
Die in breiten Bevölkerungskreisen als „Sammelterror" empfundene Praxis, 
,Spenden' für das WHW zu fordern, fand ihren augenscheinlichsten Ausdruck in 
den Türplaketten, die nach Zahlung einer Mindest,spende' als Quittungen und 
Kontrollmarken ausgegeben wurden und - zur besseren Kontrolle durch den 
Blockwalter - an die Außenseite der Haustür zu heften waren. 25 Durch das ,Ge-
setz über das Winterhilfswerk des Deutschen Volkes' vom 1. Dez. 19 3 6 und ein 
Urteil des Reichsarbeitsgerichts vom 16. Juli 19 3 726 wurde das Winterhilfswerk 

Ober- und Mittelfranken vom 7. Febr. 1936, der Polizcidirektioii'Augsburg für Juni 1936 und der 
Wehrwirtschaftsinspektion XIII/Nürnberg vom 17. Sept. 1937, in: Bayern in der NS-Zeit, Bd. 
1 : Soziale Lage und politische Verhalten der Bevölkerung im Spiegel vertraulicher Berichte, hg. 
von Martin Bro.rzat, u. a„ München/Wien 1977, S. 2 3 5, 247, 2 54 f„ 268; die Lage berichte der 
Staatspolizeistelle (StaPo) Kassel für April und Aug. 19 34 sowie Aug. 19 3 5, in: Die Lage berichte 
der geheimen Staatspolizei über die Provinz Hessen-Nassau 1933-1936, hg. von Thomas Klein, 
Köln/Wien 198 5, S. 9 5, 148 f., 300 f.; den Lagebericht der StaPo Köslin für April 19 3 5, nach: 
Pommern 1934/3 5 im Spiegel von Gestapo-Lageberichten und Sachakten (Quellen), hg. von Ro-
bert Thevo'T,, Hans Branig, Cecile Lowenthal Hensel, Köln/Berlin 197 4, S. 16 5; Sonder-Lagebe-
richt der StaPo Hannover vom 18. Aug. 1935, in: Gestapo Hannover meldet ... : Polizei- und 
Regierungsberichte für das mittlere und südliche Niedersachsen zwischen 19 3 3 und 19 3 7, bearb. 
u. eingel. von Klaus Mryne~, Hildesheim 1986, S. 409; SOPADE-Berichte 1934, S. 440, 
448 ff.; 1935, S. 38, 43 ff., 577 ff., 588 ff. u. ö.; Meldungen aus dem Reich 1938-1945. Die 
geheimen Lageberichte des Sicherheitsdienstes der SS, hg. von Heinz Boberach, Herrsching 1984, 
hier vom 8. Okt. 1942, S. 4 30 5; He~r. Industriestadt Augsburg, S. 116; Biber, Arbeiter unter 
NS-Herrschaft, S. 98; Mason, Sozialpolitik, S. 111, 182, Anm. 12. 

22 Vgl. Mason, Sozialpolitik, S. 182; Bei der S&H AG wurden die DAF-Beitriige bereits seit 
19 34 gleich vom Lohnbüro einbehalten (vgl. Jahresberichte der Personalabt. der S&H AG für 
19 34/ 3 5, in: SAA 15 Lc 815; ferner He~r. Industriestadt Augsburg, S. 11 5; Biber, Arbeiter un-
ter NS-Herrschaft, S. 98; SOPADE-Berichte 1936, S. 871, 876). 

23 So z.B. die Unternehmensleitung der GHH auf einer Sitzung des Unternehmensbeirates am 
11. Mai 1935 (in: HA GHH 400 144/21). 

24 Vgl.. R. Adam/F. Steger, ABC des Lohnbüros, Hamburg 19 39, S. 119 f. 
2l Vgl. Wolfgang Scheur, Einrichtungen und Maßnahmen der sozialen Sicherheit in der Zeit 

des Nationalsozialismus, Köln 1967, S. 201. 
26 RGBI. 1936, I, S. 996 bzw. ,Das Winterhilfswerk ist in strafrechtlicher Hinsicht einer Be-

hörde gleichzustellen', in: Deutsche Volkswirtschaft (Dt. VW.) 19 37, S. 970. Zur rechtlichen 
Stellung des WHW vgl. jetzt Herwart Vorländer, NS-Volkswohlfahrt und Winterhilfswerk des 
Deutschen Volkes, in: VZG 1986, S. 371 ff.; zur Genesis Florian Tennstedt, Wohltat und Interes-
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staatlichen Behiirden gleichgestellt. Bcmerkrnswert ist, wie das Reichsarbeit\l~t·­
richt seine Entscheidung begründete: „Das Winterhilfswerk ist( ... ) eine all\ge-
priigte Einrichtung des nationalsozialistischen Staates von dl'!lkh:lr umfassender 
Ausdehnung, von hiichster Bedrntung für die Wohlfahrt des Volkes und von 
griir\tem Ansehen. Es würde dem gesundrn Volksrn1pfimkn widcrsprechrn, 
wenn dieses Werk weniger strafrechtlich geschützt wiire gegrn hi»swillige oder 
leiclnfrrtige Versuche, auf die sachliche Richtigkeit der M;d\nahmrn einzuwir-
ken, die von seinen Dirnststellcn zu treffen sind, als 'l .. B. das Sta;ttsvcrsnrgunp-
wescn oder das Staatsfürsorgewesen. Die gesunde Volksanschauung tTw;1nt·t mit 
Recht, daf; nicht straffrei bleibt, wer die Maf\nal1111rn der n·1r die Ausschüttung 
der Winterhilfsmittel mal\gebrnden Stellrn mittels unwahrer V enLidHit-,Tt1ngrn ll! 
ungunstcn des anderen z.u beeinflussen versucht.( ... ) Das \Vintcrhilfswerk ist 
deshalb nach seinem ganzen Auf11au und seiner Aufgabe einer l\ehiirde im Sinnt· 
( ... ) gleichzustellen". 

Auch der obligatorische Charakter einer ,Spl'!lde' fiir das Wl l\N wurde durch 
ein Urteil des Reichsarheitsgcriclns vom 27. Oki. 1937 ;1usdriicklid1 lll'stiitigt. 
Danach berechtigte die Weigernng eines Arbeiters oder Angestclltrn, „sich in der 
üblichen Weise am Winterhilfswerk zu beteiligrn", ein Unternehmrn 1.m fristlo-
sen Entlassung. 27 Bereits vor Erb(\ des ,Geset1es über das VlHW' konnte sich 
kaum ein Arbeitnehmer dieser Spl'!lde rnuiehrn. l n der Krnpp-Guf\stah!Lihrik 
beispielsweise wurden die ,Sprndrn' nicht nur automatisch vrnn Lohn hzw. Ge-
halt abgebucht und die Plaketten von der Gehaltskasse ausgegebrn, sondern auch 
„den Nichtzeichnern (der Sprnde, R. H.) hei der Oktober-( ;e!dts1 ahlun,l\ noch-
mals Zeichnungszettel überreicht und auf der Gcl1altsahrechnung hei der Position 
,Winterhilfe' ein rotes h·agczeichcn vcrnwrkt. H icrdurch wird nwanct, dal\ sich 
auch die letzten siiumigrn Zeichner noch mcldl'll wndrn. Auf dm V n1eidmissrn, 
die den Betriebrn und Büros 1.wecks Aush:imligung der Plakettrn lllgehrn, kiin. 
ncn von hier sehr leicht die NidJtzeichnn krnntlich gem;1cht wndrn". 28 

Derart engmaschig wurdrn immer stiirker auch andere lkkgsch,1ftrn von dn 
,Winterhilfe' erfa(l,t. Die Summe der Sprndrn fiir das \Vll \V, die 1111mittclb.1r 
von Lohn und Gehalt abgezogrn wurden, crhiihte sid1 infolgedcssl'!l von 
88 827 000 RM 1934/ 3 5 auf 1 3 1 2 57 ()()() R M im erstrn Kriegsjahr deut 
lich. 29 Die Gcsamthiihe der dem ei111clnrn Arheit11clu11cr im Durdischnitt vom 

sc. Das Wintcrhilfo;;;wcrk des Deut:-.chrn Volkes: Die\!\./ cim.1rer V <ll"til':-.t Im. hte und il1rc l 11..,11 u111n1 
talisicrung durch das NS-Regime, in: (;e\th. 11 (;es 1 ')87, S 15;)' II 

21 ARS (RAG), Bd. 31, S. 229. 
28 Schreiben des Vorstehers der Bud1h,dtung der (;rJuhsk.isse de1 Krupp-(;ul\st.1hll.1hrik ·"' 

den Leiter der Alneilung für ,(;ef"lgschaltswesrn· der hin! Krupp t\(; votl\ 14 ()Ju. 1 '>3<>, '" 
HA Krupp WA 41/6-208: vgl. auch Niederschrift iihn die Vertr.lllt.1lSL\ls-S1Uullg dn (;1111 
Oberhausen vom 16. Nov. 1939, in: Hi\ Cl!ll -100 102(>/10. ' 

29 Das Gesamtaufkommen an Spenden ((;c\d- und S.it h'pcndl'n ...,owic \\'n t:tll\\'',lt 11..., du1~ li \Tl" 

billigtm Einkauf, frachtfreie Befiirderung u. :i.) fi"1r das V\lll\V lietrug: 
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44 Rüdiger Hachtmann 

WHW - entweder unmittelbar durch Lohn- und Gehaltsabzug oder durch Haus-
und Straßensammlungen30 - abgezwungenen Mindest-,Spende' ist nicht exakt zu 
quantifizieren, weil das, was als „üblich" anzusehen war, nirgendwo rechtsgültig 
fixiert war. Überdies wird der Betrag, der als Mindestsatz angenommen wurde, 
nicht nur je nach Einkommenshöhe, sondern auch je nach Gemeinde bzw. Block 
(und damit nach Intensität der sozialen und politischen Kontrolle) variiert haben; 
zudem ist die Scheidung in Zwang und Freiwilligkeit schwer. Wahrscheinlich 
treffen Schätzungen, die von knapp zehn Prozent der Lohnsteuer ausgehen, den 
ungefähren Umfang der reichsdurchschnittlichen Mindest-,Spende'. 31 

Im Gegensatz dazu war das mit der Verordnung über die ,Lenkung der Kauf-
kraft' vom 30. Okt. 1941 eingeführte ,Eiserne Sparen' freiwillig. 32 Nach den vor-
liegenden Berichten einer größeren Zahl von Betrieben scheinen sich nicht einmal 
5 % - im Ruhrbergbau sogar weniger als 2 % - aller Arbeiter, dagegen immerhin 
etwa ein Viertel bis ein Drittel aller Angestellten am ,Eisernen Sparen' beteiligt zu 
haben. 33 Ebensowenig können Ausgaben für „Zeitschriften, die den Gefolg-

1933/34 358,1 Mio. RM, 
1934/35 367,4 Mio. RM, 
1936/37 364,5 Mio. RM, 
1937/38 419,0 Mio. RM, 
1938/39 566,4 Mio. RM, 
1939/40 680,7 Mio. RM, 
1940/41 über 916 Mio. RM. 

(Quelle: Scheur, Einrichtungen, S. 198; Vorländer, NSV, S. 374.) 
30 Das personelle Netz, das ein derart hohes Spendenaufkommen überhaupt möglich machte, 

wurde bereits in den ersten beiden Jahren nach der nationalsozialistischen ,Machtergreifung' so 
dicht geknüpft, das ihm kaum jemand entkommen konnte: Allein von 19 3 3/34 bis 19 34/3 5 ver-
doppelte sich die Zahl der Blockwalter auf etwa 180 000; daneben waren mehr als 1,3 Mio. frei-
willige Helfer für die nationalsozialistische ,Winterhilfe' tätig (vgl. Vorländer, NSV, S. 368; 
Scheur, Maßnahmen, ebenda). 

3I Die Spendensätze, die an das WHW zu entrichten waren, machten in den Herbst- und Win-
termonaten ungefähr zwischen 15 % und 20 % der Lohnsteuer aus (vgl. SOPADE-Bcrichte 19 34, 
s. 519 ff.; 1935, s. 189; 1938, s. 81). 

32 RGBl 1941, I, S. 664 f. Ein Anreiz, derartige Konten überhaupt einzurichten, wurde da-
durch geschaffen, daß die eingezahlten Beträge von allen Reichssteuern und Sozialabgaben befreit 
waren. Besonders günstige Zinsen wurden freilich nicht gewährt. Die ,eisern gesparten' Betriige 
sollten auf separate Konten eingezahlt werden und waren während des Krieges nicht kündbar; sie 
waren insofern der Form nach einer allerdings freiwilligen Sondersteuer iihnlich. 

33 Teilnahme am ,Eisernen Sparen' in v. H. der Gesamtbelegschaften 1942 (Arbeiter/ Ange-
stellte): Krupp (3,4 %/23,5 %), GHH (4,0 %/36,4 %), Schlesische Hüttenwerke(3,5 %/29,8 %), 
Osnabrücker Kupfer- u. Drahtwerke (5,3 %/3 7 ,6 %), Zahnräderfabrik Augsburg ( 1,8 %/15 ,0 %), 
MAN-Gesamtwerk (4,9 %/28,4 %), Maschinenfabrik Esslingen (13,9 %/34,7 %), Eisenwerk 
Nürnberg (6,6%/41.9%), Deutsche Werft (1,6%/18,8%), Deggendorfer Werft (1,3%/ 
33,3 %), Hackethal AG (3,5 %/22,7 %), Neumeyer AG (7,8 %/30,6 %), Haniel & Lucg (6,7 %/ 
27,0 %), Junkers Flugzeugwerke, Dessau (12,0 %/40,0 %), IG Farben, Leverkusen/Elberfeld/ 
Dormagen (4,0 %/12,0 %), Ruhrbergbau (1,985 %/39,726 % - erfaßt wurden 5 3,3 % aller Ar-
beiter und 5 3,9 % aller Angestellten des Ruhrbergbaus; Angaben nach: HA GHH 400 101300/ 
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schaftsmitgliedern mehr oder weniger aufge?wungrn wcrdrn " 34 , dm au[\erge-
setzlichcn Lohnabzügrn zugerechnet werdrn. 

Selbst wrnn wir nur die geseu.lichl'l1 Ahziige vorn Lohn - nach drn Angahrn 
der amtlichen Statistik (und ihrer Fortschreibung durch Livchcn und Hry) - he-
riicksichtigtrn, ist eine seit 19 3 3 im V crglcich zu dm vorausgegangl'l1l'l1 Jahren 
steigrnde Belastung der Arbeitereinkornmrn uniibersehhar. Ro.ichcn wir die Mit-
gliedsbeitriige an die DAF, Mindcst-,Spl'l1dcn' an das WHW und Kirchl'l1stc11-
ern als aull,ergcsetzliche, gleichwohl obligatorische Ahziigc vom l\rnttoven!ie11't 
mit ein, tritt dieser Trrnd noch weitam sclt:irfrr hervor: Das Gewicht <imtlid1n 
Lohnabgaben crhiihte sich im industricl!rn Durchsdrnitt von 192 8 his 19~!0 um 
mehr als die 1-Lilftt· (Tab. 4). 

Tabelle 4 
Gesetzliche und außergesetzlicho Abzüge vom (Brutto-)Wochenverdienst 

1928 bis 1944 

gesetzliche Abzuge au f~ergeset z! i ehe gesetzliche und 
Abzüge•! außergesetzliche 

AbzLige zusammen 
AM v.H. FlM v.H. FlM v.H. 

1928 4,92 11,5 % 0,19 0.4 % 5,11 11,9 % 
1929 5,29 12,0% 0,20 0,5 l)b 5,49 12,5 % 
1930 4,87 12,0 % 0,16 0,4 % 5,03 12,4 'Xi 
1931 4,47 12,5% 0,14 0,4 % 4,61 12,9 % 
1932 3,69 12,5 % 0,12 0,4 % 3,81 12,9 % 
1933 3,77 12,5% 0,57 1,9 % 4,34 14,4 % 
1934 4,21 13,0 % 0,70 2,2 % 4,91 15,2 % 
1935 4,31 13,0 % 0,86 2,6 % 5,17 15,6% 
1936 4,64 13,5 % 0,99 2,9 % 5,63 16,4 % 
1937 4,80 13,5 % 1,10 3,1 % 5,90 16,6 % 
1938 5,22 14,0 % 1,16 3,1 % 6,38 17,1 % 
1939 5,42 14,0 % 1,20 3,1 % 6,62 17,1 % 
1940b) 5,98 15,0% 1,25 3,1 % 7,23 18,1 % 
1941 6,38 15,0 % 1,30 3,1 % 7,68 18,1 % 
1942 6,41 15,0 % 1,32 3,1 % 7,73 18,1 % 
1943 6,44 15,0 % 1,32 3,1 % 7,76 18,1 % 
1944 6,38 15,0 % 1,30 3,1 % 7,68 18,1 % 

-----·---------~--------

a) Bis 1932 nur Kirchensteuern; n.ich 1932 Kirchensteuern sowie ,Spenden' und Mit· 
gliedsbeiträge für das Winterhilfswerk und die Deutsche Arbeitsfront (OAF Beltrögo 
gewogen nach ,Organisationsgrad', vgl. Tab. 3); jeweils Schätzungen. 

b) Seit 1940 einschließlich Österreich. 
Quelle: Wirtschaft und Statistik 1938, S. 160f.; Rene Llvchen, Net Weges end Real 
Weges In Germeny, In: International Labor Review, Jul! 1944, S. 67; Gorhard Bry, 
Weges in Germany 1871-1945, Princeton 1960, S. 59; Tab. 3. 

Aufgrund derart gcstiegrncr Bclastungrn 111u[\tC11 ;1uch die 11omil1cllm Nellol'cr-
diens/e einen deutlich andcrrn V crlauf nehml'l1 als die Brnttoci11ko11111H·11 (Tah. 5 ). 
Nach Angaben der amtlichrn Statistik hattrn die BruttowochC11vndirnste 19,!2/ 
43 wieder fast das Niveau des Jahres 1929 erreicht. Die je VVod1e im Durch 
schnitt erzielten ( offiziiiscn wie korrigiert rn) N ettnvcrJirnste hliehrn dagegrn 
auch wiihrend des Krieges erheblich unter dem Sund von ! 928/29. D.d\ die in 

3 5; HA Krupp WA 4 l /3-707; Wolfg:ing h.1111 Wemer, Blrih iihrig 1 Dl'lltsthl' A1ht'iln in dt'r 11.t 
tionals01.ialistischrn Kriegswinsch.tft, Düsseldorf 1')83, S. 22 l) 

34 Berichte der RtdA für Jan./Ft'br. 1938, nach: Mttwn, Arbl'itnkl.tsst·, S (i](i (Dok lJCi) 
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wurden, gebt ;tus einer Reibe von Lage- und Stimmungsbnichtrn nationalsoziali-
stischer Funktionstriiger hervor. In den ßerid11cn dn Reicl1strrnh;indcr der Ar-
beit für Mai/Juni 19 3 8 beispielsweise hcil\t es: „Gdegrntlich wird von drn an 
sich gerne zur Mehrarbeit bereiten Gefolgschaftrn ihre Ableistung abgelehnt, weil 
die Abzüge für Steuern und Sm.ialheitr;igc hci hiihnrn V crdicnstrn 7ll stark an-
steigen. Sie steigen niimlich nicht dem Mchrvcrdirnst entsprechend prmrntual an, 
sondern wachsen progressiv beim Einriickcn in hiihcre Stufen. So rechnet 'l .. 1\. ein 
Stragenwalzenführcr vor, dal\ er hei 7 ! -stündiger wiichcntlicher Arhcitszeit in<.-
gesamt 14 Stunden für die Ah1.iige arbeitrn müsse". 35 

Unzufriedenheit unter Industriearbeitern wurnlte allerdinp nicht allein in den 
hohen gesetzlichen und auf~crgcstt1lichrn Lolrnahziigrn; sie war 'lt1111illllcst bis 
19 36 weit hiiufigcr h>lge einer erheblichen V cTtrnernng der Lehrnshaltnng. 

2. Konstruk_tionsfehler des Reich1ilJ(lex der Lcbe111ht1!t1111,~.1k_osten 

2.1. Das ,Ment,enschema' 

Mit ,Lebenshaltung' ist Porm und lJ mfang der zur Befriedung dn matericllrn 
Lebensbedürfnisse herangezogenen Lehrnsmittcl gemeint. ,Lehmshaltung' steht 
dabei in unmittelbarer Abh:ingigkeit von der H c"ihe des EinkomnH'ns und dc·<.srn 
Kaufkraft sowie dem vorhandenrn Angebot ;\Il Lehmsmitteln. lkcinlluF.t wird 
die Lebenshaltung auf\erdem durch <.mi;dc Gewohnheiten und kultul'l'lk \V crt-
normcn. Messen lassen sich die für die Lehmshaltung aufgewrndnrn Kostrn nur 
mittelbar. Denn bei der Rtichsindcxziffrr fi'1r die Lchrnshaltungskmtrn handelt es 
sich „in Wirklichkeit( ... ) nicht um einen ,Lebrnshaltung<.kostrnindex'. sondcrn 
um einen Index von Einzclhamlclspreisrn". 36 Der Index spiegelt nur (und auch 
das ungenügend) die Entwicklung der Preise einign ausgewiihltcr, vom Eimcl-
handcl angebotener Produkttypen sowie die Hiihe der Miete für eine .t ypi<.clH'' 
Altbauwohnung, die Kostrn für drn Vcrbr;1uch eines hestimmtcn Ouantums G;1s 
und/oder Strom, für die Benur1ung iiffcntlichcr V crkrhr<.mittcl widrr. Ausge-
wählt wurden hierfür seit Sept. I 9 34 \!Varrn, die nach einn 19 2 7 /2 8 durchgc-

JS Nach: Marnn, Arlwiterkla,;e, S. 654 ( (Dok. 108): vgl. .rnch Brricl11e drr Rtdt\ fiir hin„ 
April und Mai 1937, Jan./h·br. 1938 und das 1 Virndjaln 19.l<J "'wir rinrn Yn111nk .im dn 
Reichskanzlei vom 26. Aug. 1938, nach: dwnd.1, S. 287, 292. 327, :Ho,(,\(,, (l(>\ 1)\1) (Dok 
2 7, 33, 3 7, 96, 109, 1 5 6): L.1gerlinid11e der St.1 Po ILrrnrnvc-r für .Juni und Nr>v. 11) \ \ 111 11 \ l. 111 
1936 sowie des hannoverschen RP fiirJuni/.Juli 1931, nach. (;es1;1po ll.111110\'l'1, \ .llW, .J()(>, 

46 3, 49 5; Lagehcricht der Stal'o l'rankfun :1. M. fi'rr Juni \ <J :l \,in: H ""rn N .rss,111 \ IJ .\ \ - \ 1) .\(,, 

S. 449; SOPADE-Bnicht 193\, S. 38 11. ii. 
3 ~ Alfred Kr11Je, Zur Problc111a1ik des ,Lcbrnsl1.1ltu11gskostrnimkx' i111 Krieg, in· Allgrn1eines 

Stat1st1sches Archiv 1942/4 3, S. 2 29; vgl. auch Friedrich Behrrns, PrcisindcX?iffrr odrr l ndeX1if-
fer der Lcbrnshahungskostrn ?, in. ebenda, S. 1 : Alfred Jacobs, St.ttistik der Pr cise und I.ebrnsh:d 
tungskosten, in: Die Statistik in Dn1tschL1nd naLh ihrrm heutigen St.md, hg \'on t:ricdritli Hur,~­
dörfer, Berlin 1940,S. l 165:W11S1 19·12,S. 3'13. 
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48 Rüdiger Hachtmann 

führten Erhebung für den Verbrauch einer fünfköpfigen Arbeiterfamilie als ty-
pisch angesehen wurden. Von 19 2 5 bis Herbst 19 34 galt als Grundlage des Le-
benshaltungskostenindex ein Mengenschema, das auf einer Erhebung von Wirt-
schaftsrechnungen aus dem Jahre 190 7 basierte. 37 Unberücksichtigt blieben we-
gen des „ein für alle mal gegebenen Mengenschemas" alle „freiwilligen oder er-
zwungenen Verbrauchsverschiebungen, qualitativ und quantitativ". 38 Während 
all der Jahre seit Sept. 19 3 4 wurde rechnerisch unterstellt, daß die V erbrauchsge-
wohnheiten seit 1927 /28 gleich geblieben seien. Dies war jedoch keineswegs der 
Fall (Tab. 6). Innerhalb des geltenden Mengenschemas wurde - wie ein Ver-
gleich mit Erhebungen von Wirtschaftsrechnungen aus Arbeiterhaushaltungen 
zeigt39 - zumindest bis 19 36 vor allem das Gewicht des Ernährungsindex unter-
bewertet. Diese Verschiebung war während der Krise vor dem Hintergrund rasch 
sinkender Einkommen zwangsläufig, da bei den hier unter ,Verschiedenes' subsu-
mierten Ausgaben wie Unterhaltung, Bildung, Einrichtung usw. am ehesten ge-
spart werden konnte. Der Ausgabenposten ,Bekleidung' schrumpfte, weil wäh-
rend der Krise jedenfalls in Arbeiterfamilien kaum Neuanschaffungen getiitigt 
wurden, sondern reparaturbedi.irftige Kleidung nur notdürftig, mit einem Mini-
mum an Kosten wieder hergestellt wurde. Die finanziellen Aufwendungen für 
Nahrungsmittel ließen sich dagegen nur durch Umschichtung auf billigere Kost 
reduzieren. Innerhalb des Ernährungsindex' gewannen deshalb die Hauptnah-

37 Vgl. ,Neuberechnung der Reichsindexziffer der Lebenshaltungskosten', in: Viertel jahrcshefte 
zur Statistik des Deutschen Reiches (St. Vjh.) 1934, IV, S. 102 ff. (1934 wurde außerdem die 
Zahl der Faktoren (Preise), aus denen der Reichsindex für die Lebenshaltungskosten errechnet wur-
de, von 67 auf 116 Posten erweitert, mithin also der Index in differenzierterer Weise als zuvor er-
mittelt). 

38 Behrens, Preisindexziffer, S. 3 bzw. Kruse, Lebenshaltungskostenindex, S. 229. Daran änder-
ten auch geringfügige Modifikationen etwa an der Berechnungsgrundlage der Indexziffer der Be-
kleidungskosten Anfang 1938 nichts (vgl. WuSt 1938, S. 282 f.). 

39 Zwar sind die Erhebungen vor allem für 19 3 3 und 19 3 5 aus den in den Anmerkungen der 
Tab. genannten Gründen nur eingeschränkt repräsentativ; ein Vergleich rechtfertigt sich denoch, 
da Rosen (und vermutlich auch die mit der Erhebung 193 5 beauftragten staatlichen Organe) ana-
log der großen Erhebung des Statistischen Reichsamtes von 1927 /28 vorging. Rosen bezeichnet 
seine Erhebung deshalb „in bescheidenen Grenzen (als) ein Zwischenglied zu den Erhebungen des 
St. R. A. von 19 2 7 /28 und 19 3 7" (Joseph Rosen, Das Existenzminimum in Deutschland. U ntersu-
chungen über die Untergrenze der Lebenshaltung, Zürich 19 39, S. 8 f.). Allerdings kann ein besser-
gestellter, Berliner Erwerbsloser nur mit erheblichen Einschränkungen als der ,Durchschnitt' des 
voll- bzw. kurzarbeitenden Arbeiters einerseits und des wiederum in eine Vielzahl von Schichten 
zerfallenden riesigen Arbeitslosenheeres andererseits bezeichnet werden. Rosen behauptet indes eine 
„unfrisierte Exaktheit" seiner Ergebnisse, da seine Untersuchung „gestützt auf das gegenseitige 
Vertrauen" und in engem „persönlichen Kontakt" durchgeführt worden sei; die übliche „Ausfül-
lungsscheu schlechtsituierter Familien" sei dadurch aufgehoben worden (ebenda, S. 7). Dagegen 
minderte bei der gemeinsam vom Statistischen Reichsamt und der DAF durchgeführten Erhebung 
von 19 3 7 das während der NS-Diktatur herrschende Klima der Einschüchterung und der Zwang 
zur möglichst positiven propagandistischen Verwertung der Ergebnisse sicher nicht die ,Ausfül-
lungsscheu'; das mit dieser Erhebung gezeichnete Bild die tatsächlichen Verhiiltnisse dürfte deshalb 
eher etwas zu positiv gefärbt sein. 
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1937 deutlich über dem Niveau des seit Herbst 1934 gültigen Mengenschemas 
lag. Die Unzulänglichkeiten des vom Statistischen Reichsamt der Konstruktion 
des Reichsindex der Lebenshaltungskosten zugrundegelegten Mengenschemas 
bilden indes nur einen untergeordneten Aspekt meiner Kritik des vom Statisti-
schen Reichsamt errechneten Reichsindexes. Wichtiger ist die Frage, auf welche 
Art und Weise die Einzelindices, aus denen sich der Gesamtindex zusammensetzt, 
konstruiert wurden. Dieser Frage soll im folgenden am Beispiel des Ernährungs-
index und des Mietindex nachgegangen werden. 

2.2. Nahrungsmittelkrise und Preissteigerungen 1Y 34-lY 3 o 
Etwa ein dreiviertel Jahr nach der nationalsozialistischen ,Machtergreifung' 

machte sich ein Mangel vor allem an pflanzlichen Fetten in verschiedenen Regio-
nen des Deutschen Reiches bemerkbar, der Anfang 19 34, „nachdem die Beliefe-
rung des Einzelhandels mit Konsummargarine im Vergleich zu den Vormonaten 
reichlicher wurde", nur vorübergehend eingedämmt werden konnte. 41 Seit Mitte 
19 34 berichteten Staatspolizeistellen und andere Institutionen des NS-Regimes, 
ihnen kämen vor allem aus Kreisen der Arbeiterschaft und der Erwerbslosen „im-
mer wieder Klagen darüber (zu), daß nicht genügend Magarine zu erhalten sei". 42 

Mitte 19 3 5 verschärfte sich die Lage weiter. In der Kreishauptmannschaft Leip-
zig z. B. war in der zweiten Oktoberhälfte in 442 von 5 3 3 kontrollierten Ge-
schäften „nicht ein Lot Butter vorhanden".43 In allen Reichsteilen konnte vor al-
lem die ärmere Bevölkerung, an die sog. Fettverbilligungsscheine ausgegeben 
worden war, „nicht genügend mit billiger Margarine ( ... ) versorgt werden ( ... ). 
Nach Ansicht der Geschäftsleute ist etwa das dreifache an Konsummargarine er-
forderlich, um alle Minderbemittelten zu versorgen".44 

mittel erhöhte sich von 41,9 % 1927/28 auf56,5 % 1933. Die Kosten für Nahrungsmittel wurden 
während der Krise im übrigen auch durch vermehrten Verbrauch minderwertigen Fleisches redu-
ziert (vgl. Rüdiger Hachtmann, Beschäftigungslage und Lohnentwicklung in der deutschen Metall-
industrie 1933 bis 1939, in: Historical Social Research No. 19/1981, S. 61 f.). 

4t WuSt 1935, S. 29. 
42 So die Formulierung im Lagebericht der StaPo Kassel für Juni 1934, in: Lagebericlne Hes-

sen-Nassau 1933-1936, S. 124; vgl. auch Lagebericht der StaPo Kassel für April und Sept. 
19 34, in: ebenda, S. 96, 161 f.; den Lagebericht der StaPo Stettin für Okt. 19 34 und der StaPo 
Köslin für Sept. 1934, nach: Pommern 1934/3 5, S. 50 ff., 159; Lagebcrichte der StaPo Aachen 
für Juli und Sept. 1934, nach: Vollmer, Volksopposition, S. 5 8, 94; Lagebericht der StaPo Han-
nover für April und Aug. 19 34 sowie des hannoverschen RP für Juli 19 34, nach: Gestapo Hanno-
ver, S. 146, 193, 209; SOPADE-Berichte 1934, S. 132, 211 ff. 

43 Bericht über die wirtschaftliche Lage, Anlage zum Schreiben Goerdelers an Lammers vom 
26. Okt. 1935, S. 20, in: BAK R 43 Il/Bd. 318a, BI. 30. 

44 Lagebericht der StaPo für den Regierungsbezirk Minden vom 4. Juli 19 3 5; in: BAK 43 II/ 
Bd. 318, BI. 21; vgl. auchz. B. Lagebericht des RP in Arnsberg vom 8. Juli 19 3 5, in: ebenda, BI. 
26; SOPADE-Berichte 19 3 5, S. 5 39, 9 57 f., 104 5 ff., 1050 ff., 1139 ff„ 12 5 5 f., 1401. Zu 
den ,Fettverbilligungsscheincn' vgl. WuSt 1935, S. 28. 
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Zur „unzureichenden Belieferung mit billiger Margarine" und dem „h·hll'll 
der billigen Baum1butter" kam seit Mitte 1934 ein erheblicher Fleischmangel 
hinzu. In einem Lagebericht des hadischl'll Staabministeriums vom 10. Juli l l) 3) 
beispielsweise heigt es, „an Schlachtrindern wcrdrn nur noch 40-) () v. H. der 
Anforderungen aufgnriclicn". 45 1 nfolgedessrn kam es vor Heischerbdrn und 
Butterstiindcn hiiufiger 1.u „Rempeleien" und vcreimelt sogar zu „tumu!tanigl'll 
Sccncn".46 Auch bei weitcrrn, lchl'llswiclnigcn Nahrnngsmittcln wie Kanoffrln, 
Eier, Milch und Gemüse mufl,tcn hohe staatliche h1nktionstriigcr eine spürbare 
Unterversorgung vor allem der iinncrrn Beviilkerung mcldrn. 47 

- Diese Mangderscheinungcn warm Resultat einl'!' Wirtschaftspolitik, die vor 
allem aus zwei Gründrn die Einfuhr von Nahrungsmitteln zu heschriinkl'll suclne: 
In ei11ern zukü11ftige11 Krieg solltrn sich Nahrungsmittclrngpiisse infolge von l m-
portabh:ingigkeit wie wiihrrnd des Ersten \A/cltkrieges mit ihrrn kaL1stroplialcn 
Auswirkungen auf die Beviilkerung nicht wiedcrholrn. Vor allem ahn solltl'll die 
knapprn Devisrn nicht für die Einfuhr von Agrarproduktrn, sondl'l'n rlistungs-
wichtiger Rohstoffe aufgewrndet wl'!'dl'll. 1 ndessrn war die drntsche Landwirt-
schaft aus eigener Kraft auch wiihrend der NS-Herrschaft nm eingesd11-:inkt in 
der Lage, die deutsche Beviilkerung 1.u crniihrl'll. Zwar konnte die Versorgung 
mit inländischen N :1hrungsmitteln nach l l) 3 3 weiter gesteigert werdl'!l. 1 nshe-
sondere im Bereich der rettvcrsorung wies die einheimische Agrarproduktion je-
doch nach wie vor erhebliche Defizite auf. 48 Dagegrn konme der Grad dl'!' Selbst-

45 Jn:ßAKR4311/BJ . .\18,Bl. IO:vgl..1UchL.1gchc1icl11c·dc,Rl'in\Vic·,l1.1clrnv<>m I Juli 
19 3 5, des R P in Gumhin11c·11 Vlltll 10 Juli 1<).\1 u11d ein St.1pn litt clrn Rl'gil'ru11g,\iui1 k /\'! i11drn 
in ßiclefcld vom 3. Juni 193 5 1.,owic Sthreihcn de.., Stuttg.trtn ()hcihiirgn11it·l-.t<·1".; ,111 drn Reith<.. 
in11enminister vom 1 3. Juli 19 3 5, in: chrnd.i, BI. 1, 7, 1 .l 1., 22: L.tgl'hl'rid11 dn St.11'0 11,ttltllll'<'I 
fiir Juli und Nov. 19 3 5 ,owil' dn Sul'o 11 tldl',hl'im lii1 Nm· 1 9 .l \, in c;,.,1,q10 1 l.tn1101 ,·1, \ 
399, 44 7, 4 5 5, 46 7, 4 7 1 : Z;t!1lrn 1um dr,1q i" lt \'l'ttninJntl'll V1d1.1uftril'h ,1\1\ l'it1n Rn!t" g1 i'd'"· 
rer St:idte in: SOPJ\DE-Bnicl11l' 1<J3 \, S. <J 17, 1O·l8, 1 l ·12 1.: 1t1111 l'ki„, l1111.111gl'I 1· gl ,11tl\rnlrn1 
WuSt 19 3 5, S. 28, 4ö 7: ,'J'imt< vom .lO s,.1,t. 1 <J l \. n.1d1 1:"!'.l'll V,11:~"· !(111ll1„, 11.111 lt11 1'111 i1 ik. 
Wirtschaft und Arheitl'rlll'wl'gu11g l lJ .l \ -1 <J-H ( Rl'J'I i111 1 <J77), Nr 70/ 1<)31, S 27 1 j ""'i'· 
SOPADE-Bericht 1935,S.911fl,%1, ltH8ff, IOi.\1. 12\1, 1·101, l·ltlb 

46 Vgl. TageshcriclHl' dn St.tl'll K'""·I vom 8. u11d 20. Okt. '<•Wil' 1 (1 Nov 1 <) \(1, itt L.1gl'iil'-
richte I-lme11-N.tssau, S. 8-IO, 8-!2, 8-14: SOl't\lll'-ll1·1iclttl' 19.l\, S. 117, \.12 f.. <)I(>. lJl<J, 
1252, 1405. 

47 Vgl. WuSt 19 3 \, S. 21, ·lü2, 46 \: 1 <) .H1, S 7 11. ,owil' L.tgl'hcm htl' cb Ohnpr:i,idl'llll'll 
(OP) von Kassel vom 9. Juli 19 31, dl's t!tiiri11gi,cl1l'tl M i11i,tcriu111\ de, l 1111tT11 vom<). J11 li 1 <) l I 
und Schreiben Jes Stuttgarter Olll'rhiirgnmci<..ttT<.. ,Ln den Rcid1<..i1111crn11ini<..tn h·itk vom 1.1. jlili 
19 3 5, in: BA K R 4 3 11/Bd. 3 18, BI. 3, (1 ff , L.tgl'licridnl' der C ;,"t.1pn K.1rl"·ultc liir N "" /Dc·1 
193 5, Dei. 193 5/Jan. 1')3(1 u11J J.tn./h·!tr. l lJ .li>. 11.1d1 Vl'riolgtt11,i.: 11nd \Vidc·r>t.111d u111n cll'm 
Nationalsozialismus in Baden. Die LagcllCri<..htr dn Gc~t.1po und der (;t'THT,tl:..t.1.1t-;,111w.d1v!i,dt 

Karlsruhe, bearL. Vlltl Jiirg Srl"ult, S1u1tg,1n/Bnli11/Kiil11/Maim 1 <J7(i, S. 1(1(11., 179, 182: l„1 
gebericln der Stal'o H ildcshcim für Do. 19 31, in (;'""'!"' 1 I.111ttll\'lT, ~. 480: frrnl'r SOi' A]) I' 
ßericlne 1935, S. 539, 912 f„ 951ff.,9181„ 1.195 ff. 1·101, l·!Oli, Mmon, Sm1,tlpolitik, S 
150 ff 

48 Die ,Fettlücke' hctrug nllch 1938/39 43 % gl'grni'1hn ·17 % 1 'l' l/l·I: niclll l~·u" "' 't.1rk 
war das Mim1o; in der Scl11\tvnsorgung mit ,rndnc11 wid11igcn N.d1n1ng<..n1i11c\11 Der (~r.1d der 
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52 Rüdiger Hachtmann 

versorgung mit Brotgetreide beträchtlich heraufgesetzt werden (von 99 % 19 3 3 / 
34auf115 % 1938/39): jedoch auf Kosten der Fleischversorgung: Nachdem die 
V erfütterung von Getreide an Nutzvieh 19 3 4 erschwert und 19 3 7 gänzlich ver-
boten wurde, waren viele Bauern - da Getreide sich nicht so leicht und vollstän-
dig durch andere Futtermittel ersetzen ließ - gezwungen, Schweine und Rinder zu 
schlachten. Von 19 3 3 bis 19 3 5 verringerte sich infolgedessen der Gesamtbe-
stand an Schweinen von 24,0 Mio. auf 22,8 Mio., der an Rindern von 19,8 Mio. 
auf 18,9 Mio.49 Verschärft wurde die Nahrungsmittelkrise überdies dadurch, daß 
es nach sehr guten Ernten 19 3 2 und 19 3 3 im Jahr 19 34 zu einer regelrechten 
Mißernte kam. Erschwerend kam schließlich hinzu, daß seit 19 34/ 3 5 die Land-
flucht erneut einsetzte und rasch dramatische Dimensionen annahm. Das Defizit 
an Arbeitskräften wiederum konnte durch einen vermehrten Einsatz von Maschi-
nen nicht wirkungsvoll kompensiert werden. 50 

Der Mangel an Fett, Fleisch und anderen tierischen Produkten verallgemeiner-
te sich seit Mitte 19 3 5 in dem Maße, wie die Konsumenten die Knappheit an die-
sen Nahrungsmitteln durch Mehrverbrauch anderer Konsumgüter zu kompensie-
ren trachteten. Die Folge der Versorgungsengpässe waren erhebliche Preissteige-
rungen für die meisten Nahrungsmittel in allen Regionen des Deutschen Reiches. 

Bereits 19 3 3 kam es, so ist der amtlichen Statistik zu entnehmen, zu einer er-
sten Welle von Preiserhöhungen für Fleisch sowie vor allem für jene Lebensmit-
tel, die die Ernährungsbasis der ärmeren Volksschichten darstellten (Kartoffeln, 
Hülsenfrüchte, Gemüse, Margarine) (Tab. 7). Weitere Preisschübe im Herbst 
19 34 und 19 3 5 folgten. Von Dez. 19 3 2 bis Dez. 19 3 5 wurden die Preise für 
Fleisch( waren) und Fisch um insgesamt 21, 1 % (Kalbfleisch sogar um 3 2, 5 % ), 
für Kartoffeln um 20,l %, für Gemüse um 21,8 %, für Milchprodukte um 
12, 7 %, für Bohnen um 16,8 % und für Erbsen sogar um 5 6,3 % heraufgesetzt. 
Wenn es selbst nach der offiziellen Statistik zu erheblichen Preissteigerungen kam, 
dann muß dies auf den ersten Blick überraschen: Nicht nur der Außenhandel mit 

Selbstversorgung insgesamt erhöhte sich von 66 % im Jahr 1926 auf 77 % 19 30, 81 % 19 34 und 
84 % 19 36 (vgl. Clifford R. Lovin, Die Erzeugungsschlacht 19 34-19 36, in: Zeitschrift für Agrar-
geschichte und Agrarsoziologie 1974, S. 218; Dieter Penjna, Autarkiepolitik im Dritten Reich. 
Der nationalsozialistische Vierjahresplan, Stuttgart 1968, S. 9 5; WuSt 19 3 5, S. 469 ff.; 19 36, S. 
10 ff.). 

49 Nach: Statistisches Handbuch von Deutschland 19 28-1944, hg. vom Länderrat der ameri-
kanischen Besatzungszone, München 1949, S. 190; aufschlußreich hinsichtlich der Zwangslage 
der Bauern ist z. B. der Lagebericht des RP in Wiesbaden vom 1. Juli 19 3 5, in: BAK R 4 3 II/Bd. 
318,Bl.7. 

50 Noch 1938 kamen im Deutschen Reich auf einen Traktor 3 38 ha landwirtschaftlich genutz-
tes Land, in Großbritannien dagegen 130 ha. Allein auf dem Gebiet der Bundesrepublik waren 
1965 etwa zwanzig mal soviele Traktoren vorhanden wie 19 38/39 im gesamten Deutschen Reich 
(vgl. David Schoenbaum, Die braune Revolution. Eine Sozialgeschichte des deutschen Reiches, 
München 1980 {EA 1968), S. 212; Penjna, Autarkiepolitik, S. 9 3; Max Rolfes, Landwirtschaft 
1914-1970, in: Handbuch der deutschen Wirtschafts- und Sozialgeschichte, Bd. II, hg. von 
Wolfgang Zorn, Stuttgart 1975, S. 758). 
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54 Rüdiger Hachtmann 

die dem ,Reichsnährstand' unterstanden, abzuliefern. Vor allem aber wurden die 
Agrarpreise selbst schärfer reglementiert: Seit 19 3 3 waren ,Festpreise' für Brot, 
Margarine, Milch und andere wichtige Agrarprodukte, 19 34 auch für Fleisch 
eingeführt worden. Die Preisbestimmungen waren allerdings aufgrund der gro-
ßen Zahl verschiedenster Erzeugnisse und Produktionsbedingungen meist flexibel 
gehalten: Vielfach waren monatliche Zu- oder Abschläge zum Preis entsprechend 
den saisonalen Angebotsschwankungen vorgesehen und die Preise zudem regio-
nal abgestuft; oder es wurden lediglich Richtpreise oder Höchstpreise zeitlich be-
fristet festgelegt. Eine regelrechte Flut von Erlassen, mit denen die zuständigen 
Stellen meist ad hoc preispolitische Schwachstellen und Lücken zu schließen such-
ten, erschwerte den Bauern die Einhaltung und den Preiskontrolleuren die Über-
wachung der ,Festpreise'. Im übrigen waren nicht alle Preise gebunden - insbe-
sondere nicht die für hochwertige LebensmittelY 

Den für die Preisbindungen - und damit auch die ,legalen' Preissteigerungen -
verantwortlichen Organe des ,Reichsnährstandes' gelang es bis Ende 19 3 5 nicht, 
das Problem der Nahrungsmittelknappheit lösen und damit den Hauptgrund für 
die Preissteigerungen zu beseitigen. Der Leipziger Oberbürgermeister Goerdeler, 
der durch Gesetz vom 5. Nov. 1934 zum Reichspreiskommissar bestellt worden 
war, bezeichnete als „sehr wesentliche Ursache" insbesondere der Butterknapp-
heit vielmehr, „daß die marktordnende Tätigkeit des Reichsnährstandes zu weit 
gegangen ist( ... ). Der zu weit getriebene Ablieferungszwang für Milch und das 
Verbot der Selbsterzeugung von Butter für den Verkauf haben zweifellos den 
Bauern eher zu einer Zurückhaltung und Einschränkung auf diesem Gebiet veran-
laßt als zu gesteigerter Tätigkeit". 52 

Dies war jedoch nur die eine Seite der Medaille; denn gleichzeitig verstanden 
sich die Organe des ,Reichsnährstandes' mehr als berufsständische Interessenver-
tretungen der Agrarproduzenten und weniger als staatliche Organe, die die Ge-
samtinteressen des NS-Regimes im Auge hatten. Welche politischen Schwierig-
keiten daraus für den nationalsozialistischen Staat erwachsen konnten, beschrieb 
der Oberpräsident der Provinz Westfalen Mitte Juli 19 3 5: „(D)ie Arbeiterbevöl-
kerung hat kein Verständnis dafür, daß die-zum Teil an sich vielleicht berechtig-
ten - Preissteigerungen durch die Organe des Nährstandes durchgeführt werden 
zu einer Zeit, in der der Arbeiter sich auf das äußerste einschränken muß. Ich halte 
mich für verpflichtet, darauf hinzuweisen, daß durch die Maßnahmen des Nähr-
standes, die einseitig die Interessen einzelner Berufsgruppen berücksichtigen, eine 
ungeheure Gefahr für den Staat entstehen kann und entstehen wird, wenn nicht 
baldmöglichst Abänderung getroffen wird. ( ... ) Es ist wiederholt vorgekommen, 

ll Zur Preispolitik für die wichtigsten Nahrungsmittel vgl. WuSt 1935, S. 26 ff„ 467 ff.; 
1936, S. 6 u. ö.; guter Überblick bei Horst Gies, Aufgaben und Probleme der nationalsozialisti-
schen Ernährungswirtschaft 1933-1939, in: VSWG 1979, S. 466 ff„ insbesondere, S. 488 ff. 

51 Bericht über die wirtschaftliche Lage, S. 2 (Anm. 43), BI. 12. 
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daß Einzdanordnungcn von U nterorgancn des N iihrstandes ungeheure Erbitte-
rung hervorgerufen haben". 53 

Dem Reichspreiskommissar Goerdcler, der bereits volll 8. Do. 19 31 bis 7tlln 

16. Dc:z. 1932 amtiert.hatte, gelang es nicht. die Sitnation zn rntsckirfrn. Zwar 
waren die Gliederungen des, Reichsniihrstandes' seit Emk l 9 34 verpflichtet, die 
von ihnen verfügten Pn:isbindungrn de!ll Preiskolllmissar lllit?.utcilm. Diese Mit-
teilungspflicht ist jedoch nicht mit wirkungsvoller oder gar liickrnloscr Preiskon-
trolle glc:ichzusetzen - im Gegenteil: Goerdclcr verfügte nicht einmal ansatzweise 
über den personellen Unterbau, die in erster Linie an dm 1 nteressrn der Bauern 
orientierte Preispolitik des ,Reichsniihrstaudes' zu überwachen und mit dm Gc-
san1tinteresscn des NS-Rgimes abzustimmen. Offenbar war er auch gar nicht wil-
lens, in dieser Hinsicht eine Ausweitung der eigrnrn Befugnisse rn verlangrn. 1 n 
einer im Dez. 19 34 verfaßtrn Drnkschrift stellte er niimlich fest, cLd\ die drntsche 
Agrarwirtschaft „an einelll Übermal\ an Prcishindungm" leide. Die Steigerung 
der Preisbindungen sei „auf eine Vcrkrnnung n;1tionalsm.ialistischcr Grunckit1c 
zurückzuführen". Als Folge der preispolitischrn Restriktionrn bckLtgte Goerdclcr 
„ungesunde Wettbewerbsverliiiltnissc" und eine „ weiter fortgeschrittrne V crun-
sclbst:indigung des deutschrn Unternehmers"; nur der „Wettbewcrh fi"irden die 
Leistung und bringt den Tüchtigen an die Front". 54 Es kann deshalh nicht iiherra-
schcn, daß im Juli 19 3), als sich die hilgen einer inkonsistrntrn und improvisin-
tcn Preispolitik im Agrarsektor in Form von Preissteigerungen immer dramati-
scher bemerkbar rnachtrn, Gocrdelcr von seiner htnktion als Rcid1sprciskommis-
sar entbunden wurde. 55 

Infolgedessen mußte sclhst das SLttistische Reichsamt fiir die wichtigstrn Nah-
rungsmittcl betriichtliche Preisbcwegungrn fcststel!rn. (Noch si:irkn als die Er-
niihrungskostrn stiegrn die Preise fiir Textil warm nach der amtlid1rn Prcisstati-
stik56). Aus einer Reihe von Griindrn ist jedoch die vom St:nistischm Reichs.tnll 
verzeichnete Steigerung dt's ,Erniihrungsindex', der 11;1ch h·ststellungrn des St:tti-
stischen Reichsamtes sich von Dez. 19 3 3 his Do. 19 3 5 nm um 7 :-1 '/i, crhiihte, 
ebenso wie der Preisauftrieb flir einzelne Nahrungsmittel noch erhdilich zu nicd-

53 Lagehericht des Rl'derl'rovim Westfalrni11 Miinqnvom 1 \.Juli l'J.l\, i11: 11/\K R ·B II/ 
Bd. 318, BI. 16. . 

54 Als /\nlage eines Schreibens Gocrdclns .1n L.1mmns vom 21. Do. l lJ .l-l, i11: 1\/\ K R ·1 l 11/ 
Bd. 317, BI. 49 f. 

55 ,Zwar kam es nicht zu einem formalen Rücktritt (;ondcll'r~. d,1 d,t\ (~l'~tT/ lihrr die Hntcllunp 
des Reichspreiskommissars Ende Juni I 9 3) ,1u~licf und ~eine lkfugni..,,...t. wirdn auf dir Ju'-l:imlig('~~ 
Ministerien übergingen (vgl. VVuSt 193<1, S. 2) D,d\ si·ine /\mts1:iti,~kci1 nicht vTrl:i11gcrt wurde 
(was wegen da starken Preissteigerungen gerade '/li dir~cm Zritpunlu ;ud dc1 1 l.rnd Lg). i\t jnlnL h 
eindeutig als Resultat Jes fakti,chrn Millnfolges 'cinlT "l":itigkei1 111 wn1rn 

56 Sie wurden - infolge der Mitte 19:\4 nl.i»rnrn .F."nstolfvnordnung'. dunh die dir l'in 
fuhr von Rohbaumwolle ma-;"iv gc<lro""ch lin<l Jic Vcr.trhcitung unausgereifter Er:-..1t1~toffr t'r· 

zwungen wurde - von De1. 193 3 bis Do. 19 l \ um 1 3.lJ % hcr.1ufgcse11t (n.1di: \Vu\t 1 <)) \, ~-
28, 467; 1936, S. 7). 
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56 Rüdiger Hachtmann 

rig angesetzt. Insbesondere die amtlichen Preisangaben für Margarine und Brot, 
die Preisstabilität suggerieren, sind irreführend. 

Viele Konsumenten mußten, wenn gängige Massenartikel nicht mehr zu haben 
waren, auf teurere Waren vergleichbarer Natur ausweichen: „Dieser zwangsläufi-
ge Übergang von einer Qualität zu einer anderen oder zu einer anderen Ware 
wird von den Verbrauchern aber wie eine Preissteigemng angesehen. Aber im so-
genannten Lebenshaltungskostenindex kann diese Veränderung nicht zum Aus-
druck kommen, da es sich um einen Preisindex handelt''. ' 7 Üblich wurden sog. 
Koppelgeschäfte: „Die Geschäfte werden von den Großfirmen mit billiger Mar-
garine nur beliefert, wenn gleichzeitig auch teure Margarine bezogen wird. Damit 
die Geschäfte die teure Margarine wieder loswerden, sind sie gezwungen, den 
Verkauf der billigen Qualität von der Mitnahme der gleichen Menge der teuren 
abhängig zu machen. Für die minderbemittelte Bevölkerung ist eine solche Maß-
nahme nicht tragbar". ' 8 

Kinderreiche Arbeiterfamilien und solche mit unterdurchschnittlichem Ein-
kommen waren häufig jedoch nicht in der Lage, auf teurere Agrarprodukte ver-
gleichbarer Qualität umzusteigen; sie mußten auf abwechslungsreiche Nahrung 
verzichten und vor allem Fleisch und Eier durch erhöhten Konsum von Kartoffeln 
und Brot (die ihrerseits erheblichen Preissteigerungen unterworfen waren) erset-
zen oder überhaupt ihren Verbrauch an Nahrungsmitteln spürbar einschränken -
in manchen Fällen bis an die Grenze des Hungers. Die „eingetretenen und nicht 
wegzuleugnenden Preiserhöhungen" waren - so wurde auf einer Besprechung der 
Treuhänder der Arbeit Ende Aug. 19 3 5 geklagt - „für den Arbeiter unter gar kei-
nen Umständen tragbar''. Die Arbeiter als die „Ärmsten unter den Armen" be-
hielten „nicht einmal soviel übrig, wie für die Beköstigung in der Kantine eines 
größeren Lagers, die bekanntlich besonders billig ist, erforderlich sein muß". ' 9 

57 Kruse, Lebenshaltungskostenindex, S. 229; dies wurde auch in WuSt 1936, S. 7 f. zugege-
ben. 

58 Lagebericht der StaPo für den Regierungsbezirk (RB) Minden vom 4. Juli 1935, in: BAK 
54 Il/Bd. 318, BI. 21; vgl. auch z.B. SOPADE-Berichte 193 5, S. 1140 ff„ 1399. 

59 So die (sich wiederholenden) Formulierungen mehrerer RtdA in der Aufzeichnung über die 
Besprechung der TdA am 2 7. Aug. 19 3 5, nach: BAK R 4 3 II/Bd. 318, BI. 64 ff.; vgl. ferner die 
Lageberichte des OP von Kassel, des RP in Wiesbaden, des badischen Staatsministeriums, des thü-
ringischen Ministeriums des Innern in Weimar, des RP in Merseburg, des Kreishauptmanns in 
Zwickau, des OP der Provinz Westfalen in Münster, der StaPo für den RB Münster in Recklings-
hausen, der StaPo für den RB Minden in Bielefeld, des RP in Minden und des RP in Arnsberg, alle 
Anfang Juli 19 3 5 sowie das Schreiben des Stuttgarter Oberbürgermeisters an den Reichsinnenmini-
ster Frick vom 13. Juli 19 3 5, in: BAK R 43 Il/Bd. 318, BI. 3, 6 ff.; die Lageberichte der Gestapo 
Karlsruhefiir Nov./Dez. 193 5, Dez. 19 3 5/Jan. 19 36 und Jan./Febr. 19 36, nach: Nationalsozia-
lismus in Baden, S. 166 f„ 179, 182; das Schreiben des Stuttgarter Oberbürgermeisters an den 
württembergischen Landesbauernführer Arnold vom 29. Juli 1935, in: Paul Sauer, Württemberg 
in der Zeit des Nationalsozialismus, Ulm 197 5, S. 29 5; zur ,Mißstimmung' unter der Arbeiterbe-
völkerung vgl. z. B. die Schreiben des RAM an den Reichsminister für Ernährung und die obersten 
Reichsbehörden vom 17. Aug. und 3. Sept. 1935 sowie das Schreiben des Reichsinnenministers 
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Selbst die offüicllrn ,Fe.l'lprei.re' de.I' Eiir:/fht111dels, die als GrundL1ge der Kcrech-
nung des Erniihrungs- und Bekleidungsindex dirntrn, wurdrn nicht systrn1atisch 
ermittelt. Dir „gegenwiirtige Erhehungstechnik" - <,o wurde von einem Beanllrn 
des Statistischrn Reichsamtes frstgrstel!t - erlaube nicht einmal „die konsn111c·ntc· 
Beobachtung der hiiufigstrn Preise. Die Berichterstatter, die aufgc·fordnt wer-
den, hiiufigste Preise 'l.u mddrn, gebrn ( ... )nicht einrn im strcngen statistischen 
Sinne hiiufigsten, sondern meist cinl'll besonders einpriigsamrn Prci' an. Schon 
deshalb ist es daher im Augl'llhlick nur schwer mc'iglich, einrn wirk lichl'll Kmtrn-
index der Kleinhandelspreise zu crfassrn". 60 

Überdies beschriinktc sich das Statistische Reich,:1111t „auf einl'll vcrhii!tnism:i-
gig begrenzten Ausschnitt, der für die Gewinnung von Durcl1,clrni11s1ahlrn fiir 
das Reich und Unterlagen fiir dm zwischcniirtlichl'll und gchietlichrn Ynglcich 
der Preise erforderlich ist". 61 Darüber hinau' hcruhtl'll die Prei,crhchungrn „auf 
der freiwilligen Mitarbeit der Bcricln<,telll'll. Eine IH·<,ondcre Grundlage 1.ur 
Durchführung der Pn:isstatistik besteht nicht. ( ... ) Drn zm Prcisstat ist ik hcrich-
tendm Firmm wird 7.ugesichert, dal\ die Angahrn der hrmrn nur 7u statistischrn 
Zwecken, also nicht fiir Zwecke der Besteuerung mkr dn Prcisiihcrwacl1ung vn-
wandt werden, und dag die hrma als Berichtstelle venraulich behandelt wird'' 61 

Diese Zusicherung war indes in den Jahrcn dn NS-Herrschaft nicht viel wen: 
Grundsiitzlich war nicht aus?.uschlicl\cn, da!\ die von der amt!ichrn Preisstatistik 
ermittelten Angaben unter Bruch der V crpf1ichtung zur Geheimh:dtung der cin-
zelbetrieblichen statistischen lJ mcrLigcn rnr Clhnflihrung einzelner ,Prcistreihcr' 
und ihrer Überstellung an Organe des nationalsozi:distischrn ,lvLti\nahmest:1:1tes' 
verwendet wurden. 

Vor allem aber blich in der :untlichrn Stati,tik der Ei111elk1nddspreise unhc-
rücksichtigt, dafl, infolge des Mangels an Lebensmitteln sich eine Vielzahl von 
,grauen' und ,schMirzpi' Mdrkten herausgebildet h:1tte, auf dcnrn weitaus hiiherc 
Preise gc1.ahlt wurden als offiziell 7llgclasscn. 63 

Frick an dil' ohcrstl'n Rt"ichshchiirdt"n vom 2·1 J1ili 19.l \ .. dies i11 l\,\K R ·l l 11/lld. 318, 1\1 2. 
34, 21 5; dil' L1gl'hcriclnl' der (;l'sLIJ'" K:ulsntlH· fii1 J\Lir1/1\p1 tl 1 <) .l(1, 11.1( h N .11io11,il„0·1i.tli"11 11 „ 
in Badrn. S. 186; drn Lagl'hnic In dl'r .S1.1Po i\.1cl1rn fi11 Nov 1 <) \.! u11d j11li 1 L) l \. i11 Vollm<'I'. 
Volksopposition, S. 12 ,l, 2 \ 6; Poli1ischcr L<grl,c1 ichl dcs K 1r·i,Jr11e1' v·o11 K 1"in,t~rn lii1 J1111i/J 1tli 
19 39, nach: M.1rlis G. 5tei11ert. 11 iikr' Kril'g und dic Dl'Uht hrn S1im1111111g 1111d 11.dtung dn drnt 
sehen Bl'viilkl'rung im Zwl'itrn \Vclduil'g, Dii"cldmf 1 <J7(), ', (1 \, ll<-1" luc d('\ R1d1\ li11 Ni,, / 
Da. 19 3 7, nach: M11.rn11. Arki1nkl.1"'" S. ·l.l \ ( Dok \ 2); Film·, i\1 hc1tl'1 tlllll't N .tl ii11i.d,wi.11" 
mus, S. 87 f., 91; frrnl'r div. lll'ispid" i11 drn SOl'1\llF l\c1i<l11rn 

60 BehmH, Prt'isindl'X1iffn. S. 2. 
61 J11cobs, Statistik dn Prm,·, S. 1 1 \ 8 
62 Ebenda. S. 11 59. 
63 Vgl. SOPJ\DE-Ikrichtc 19 3 \. S. <) \ 2. 1()\2. 1 1-1 l II , l ·!01 II. Zudcm IH·s1.111drn .1ull.ill1 

gc Stadt-Land.Unterschied<.:: „Die Prn...,knntrollc ,irhcitct nur in den grof\cn ~1:id1n1 gut. 1\1d dnn 
Lande und in den kleinen Si:idtcn VtT\,\gt ..;je oh. c;cr,1dc in d{'f] kln~ll'l'I Onrn 10..,t d1:· P1t·10..,:,1ciey 

rung besonders hoch". (So der \;tiu-pLih-i,~d1c ,Trn1li:i11drr dn i\ilirit' .111f dn Siuung dn 'l'rru!1;in 
der am 27. Aug 1935 (Anm. 59), 1\1 (1\) 
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58 Rüdiger Hachtmann 

Ebensowenig wurden die vielfältigen Qualitätsverschlechterungen in der Stati-
stik der Einzelhandelspreise berücksichtigt, obgleich auch den Mitarbeitern des 
Statistischen Reichsamtes nicht entgangen war, daß „Qualitätsverschlechterun-
gen als Folge der Umstellung auf andere Ausgangsstoffe ( ... ) trotz gleichbleiben-
der Preise im Grunde Preissteigerung und damit Steigerung der Lebenshaltungs-
kosten"64 bedeuteten. Auf die Herstellung von Bekleidung wurden vermehrt qua-
litativ minderwertige Ersatzstoffe verwandt, da aufgrund des Primats der Aufrü-
stung die Einfuhr von Textilrohstoffen seit Mitte 19 34 zwangsweise drastisch 
beschränkt worden war.65 Auch Nahrungsmittel wie Brot und Wurst wurden, 
zum Teil auf staatliche Anordnung, mit minderwertigen Zusatzstoffen versetzt. 66 

Qualitative wie quantitative „Änderungen der Versorungslage" hätten sich 
„im Index als eine Verteuerung auswirken" müssen. 67 Eine angemessene Erfas-
sung direkter wie indirekter Teuerungen hätte vorausgesetzt, daß „man die V er-
brauchswandlungen fortlaufend in Rücksicht stellt. Das hieße aber (,) ständig 
Haushaltsrechnungen auf(zu)stellen und diese der Indexrechnung zugrunde (zu) 
legen, was eine erhebliche technische Erschwerung bedeutet, aber in Zeiten mit 
starken kurzfristigen Verbrauchsschwankungen nicht zu vermeiden ist". 68 

Die an sich für die Erstellung korrekter Ernährungs- und Bekleidungsindices -
wie zugegeben wurde - „unvermeidbaren", laufenden Untersuchungen der (er-
zwungenen) Veränderungen der Konsumgewohnheiten wurden jedoch nicht vor-
genommen, weil sie „in der Praxis ( ... ) oft (auf) geradezu unüberwindliche 
Schwierigkeiten" stießen.69 Verantwortlich hierfür waren vor allem technische 
Schwierigkeiten, regelmäßige Erhebungen über Haushaltsrechnungen durchzu-
führen. Dieser Umstand ließ sich indes auch vorzüglich mit den politischen und 
propagandistischen Interessen der Nationalsozialisten vereinbaren, weil bei einer 
adäquaten Berücksichtigung aller Formen der Verteuerung der Eindruck weitge-
hend stabiler Lebenshaltungskosten nicht aufrechtzuerhalten gewesen wäre. 

2 .3. Ernährrmgskostenindex nach 1.9 3 6 

Alle diese Unzulänglichkeiten der amtlichen Preisstatistik blieben auch in den 
Folgejahren bestehen, auch wenn das NS-Regime in seinem Bestreben, die dem 

64 Kruse, Lebenshaltungskostenindex, S. 229. 
6l Der Wert der Einfuhren von Textilrohstoffen sank von 1,89 Mio. RM auf0,59 Mio. RM. 

Der Anteil der sdbsterzeugten Rohstoffe stieg von 10 % 19 34 auf über 30 % im Jahr 19 3 8 (vgl. 
Walter Waffinschmidt, Die gegenwärtigen Probleme der Rationalisierung in Deutschland, in: So-
ziale Praxis (SP) 19 3 8, Sp. 1166). 

66 Vgl. SOPADE-Bericht 1935, S. 539ff., 953, 958ff„ 966ff„ 1046, 1140, 1395 ff„ 
1398 ff., 1407 ff. sowie WuSt 193 5, S. 468. 

67 Behrens, Preisindexziffer, S. 4. 
68 Kruse, Lebenshaltungskostenindex, S. 2 31. 
69 Behrens, Preisindexziffer, S. 5. 
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Preisauftrieb zugrundliegcndrn Liktoren Zll rntsckirfrn. partiell erfolgreich 
war. 70 

Seit Anfang 19 36 suchtrn die zmtiindigrn siaatlichrn Stellen die unmittelbare 
agrarische Produktion st:irkcr w kontrollierrn, indem siez. B. die Schwcinc-
schlaclnung reglemrntiertn1 oder die Drosselung der Produktion hcstimmier 
Milchprodukte wie Schbgsahnc, Kondensmilch, Sahncschokolade und Voll-
fettkiise verfügten. W ci1rn und Roggrn durften nicht mehr w Br:mnt wein ge-
brannt werden. 
Einzelne ,Hamsterer', ,Schlcichh:indlcr' und ,Wucherer' wurden 1ur allgemei-
nen Abschreckung drakonisch bestraft. Sy111ptornatisd1 war, d:d\ dies li:tufig 
mit antisemitischer Hetze Hand in Hand ging, indem z. 1\. hcluuptet wurde, 
„dafl, der vielfach in jüdischer Hand befindliche httgrol\h:1ndcl die gegrnw:ir-
tigc Marktlage dazu ausnuu.t, durch Schicliungrn der vcrsd1iedC11stC11 An die 
Situation noch künstlich zu erschweren", und jiidische H :indler besonders han 
bestraft wurdcn.7 1 

Seit Beginn Ende 19 3 5 wurdrn fiir dm Bo.ug von Butter und ticrischl'll Fet-
ten, in der Folgezeit auch für andere Produkte, sog. Kundenlistrn eingefühn. 
Parallel dazu prnpagiertcn die nationalsozialistischen M edirn dl'!l verst:.irkten 
Konsum der einhei111ischen Agrarcr1rngnisse, die in ausrcichrnden Mrngrn 
produziert werden konnten. Zwecks Anderung der Ern:il1rungsgewohnheitl'll 
brachten Zeitungen und Zeitschriftl'll Ratschliigc und Rucpte, veranstaltete 
die NS-Frauenschaft hauswirtschaftliche AbC11de, l\ackkmse 11. :i. 111. 

Arn 29. Okt. 1936 wurde mit dem schlcsischl'!l Gauleiter Josef \\lagner ein 
neuer Reichspreiskommissar berufen. \\lagncr, glcich1eitig auch Leiter der Gc-
schiiftsgruppe Preisbildung beim Vicrjahresplanamt, wurde mit weitgchrndrn 
Kompetenzen ausgestattet; er erhielt einen eigenen V erwaltungs11ntcrhau und 
konnte iiber ein umfassendes Preisstrafrecht Ordnu11gsstrafr11 in hclichign 
Höhe verhiingrn. 

Relativ am wirksamstl'll wurde der Preisauftrieb zweifelsohne durch vn1m·hne 
Agrarimporte gebremst. Von 19 3 5 bis 19 .'.\ 7 wurde die Einfuhr :in N:ilm1ngs 
mitteln um 64, 1 ry,, crhiihtn 
Die Agrareinfuhren kollidiertrn aufgrund der chrnnischl'll Devisrnkn:ippheit 

allerdings nach wie vor mit dem rasch wachsl'lldrn riistungswirtscluftlichrn l m-
portbedarf. Nach einem Zwischenhoch 19 3 7 sank der Erntecri rag 19 3 8 fiir 
wichtige Agrarprodukte wie Kartoffeln und Zuckerrührn nnnit bedrohlich; lll· 

70 Vgl. 7.!1111 folgenden vor allem Pl'l1j1u1, 1\u1arkiepoli1ik, S. 3 2 ff, ·1(1 L; Gin. hn:i111t111gswirt 
schaft, S. 4 79 ff.; Arthur Sc/;1<1eil7,~r. Tbc h1rrign Crisis ol 1 9 .l(1. in· Zs tlir dit· gcs. \t.<.ttswi\\rn· 
schaft Bd. 118/1962, S. 243 ff. 

71 Lagchoricht der Stal'o l'r.tnkfun a. M. liü· Nov. 1935. in L.tgrhnirlnt· llr\\rn N.l\s,tu 
1933-1936,S. 52l;vgl..tuchSOPJ\DE-Bcrichtr 19.l\.S 11·1<1. 12\2, 14().1 

72 In laufenden Prrisrn (nach: Swialgrscl1ichtlichrs J\rhcitshuch III. M.nni.dirn 111r ~t.ttistik 
des Deutschen Reiches 1918-1945, hg. von Dictm.n I'l'l\i11<1 u .. 1.. f\liilllhrn 1978. S 7(1) 
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60 Rüdiger Hachtmann 

dem begann sich „die Versorgungslücke in Fleisch und Fett (wieder) zu vergrö-
ßern".73 Der Auftrieb an Vieh betrug „teilweise nur 39 bis 50 % des normalen". 
Preissteigerungen insbesondere für billige Fleischwaren waren die Folge, „durch 
die der weniger bemittelte Volksgenosse besonders schwer betroffen würde". 74 
Nach wie vor trugen zudem „die Wirtschaftsverbände des Reichsnährstandes 
durch ihre Verfügungen und Anordnungen starke Unsicherheit und Unzufrieden-
heit ins Wirtschaftsleben". 75 

Der neuerliche Preisauftrieb wurde von der amtlichen Statistik allerdings 
schon deshalb kaum zur Kenntnis genommen, weil diese die offiziellen Festpreise 
zur Grundlage hatte; zudem hätte eine auch nur teil weise Erfassung der Preise auf 
den ,grauen' oder ,schwarzen' Märkten den Mißerfolg der staatlichen Preispoli-
tik in aller Deutlichkeit dokumentiert. Unter den Faktoren, die von der amtlichen 
Preisstatistik nicht berücksichtigt wurden, wuchs die Bedeutung vor allem der 
Qualitätsverschlechterung - ein Ergebnis forcierter Initiativen, vormals impor-
tierte Rohstoffe durch einheimische Ersatzstoffe zu ersetzen. Ende 19 3 8 wugte 
die ,Times' zu berichten: „(D)ie Qualität mancher Lebensmittel und vieler Textil-
waren hat sich jäh verschlechtert. Es wurden mehr Schuhe gekauft - zum Teil 
weil sie sich rascher als gewöhnlich abnutzten. Die Fabrikanten werden in den 
Zeitungen gerügt, weil sie Altmaterial für Kleider benützen, aber oft haben sie kei-
ne andere Wahl als Textilien, die noch kaum das Stadium der Experimente verlas-
sen haben, zu benützen. Das Brot nimmt allmählich eine immer dunklere Farbe 
an. Die Butter wird strenger rationiert, man stellt oft fest, dag sie mit anderen Fet-
ten gemischt ist. Bei dem Kauf gewisser Wurstwaren - ebenso wie bei dem Kauf 
gewisser neuester Hemden - werden die Käufer darauf aufmerksam gemacht, dag 
man diese nicht kochen darf''. 76 

Seit Sept. 19 3 9 traten die hier skizzierten Probleme noch schärfer hervor. 
„Durch die kriegsbedingte Verbrauchsregelung ist zwangsläufig eine Änderung 
im Verbrauchsschema jeder Familie, auch der Arbeiterfamilie eingetreten. Der 

73 Jahreslagebericht des SD für 19 38, in: Meldungen, S. 159. Weiter heißt es dort: „Die Be-
mühungen, die Produktionshöhe wenigstens zu halten, erweisen sich erstmalig als eindeutig zu 
schwach. Die deutsche Landwirtschaft befindet sich jetzt in einem unter den augenblicklichen V cr-
hältnissen fast aussichtlos erscheinenden Rückzugsgefecht gegen die fortschreitende Extensivic-
rung". (Zur Landflucht vgl. ebenda, S. 160 ff.; 1. Vierteljahreslagebericht 19 3 9 des SD, in: eben-
da, S. 293 ff.) 

74 So die Festste1lungen eines hochrangigen Gestapo-Funktionärs auf einer Besprechung von 
führenden Vertretern des Regimes und der NS-Bewegung während einer Besprechung vom 28. 
Sept. 1936 im ,Braunen Haus', i-n: BAK NS 10/Bd. 54, BI. 12. 

75 l. Vierteljahreslagebericht 19 39 des SD (Anm. 73), S. 296; ganz ähnlich Jahreslagebericht 
1938 des SD (Anm. 7 3), S. 163; vgl. auch Monatsbericht des RP von Oberbayern vom 10. Fcbr. 
19 3 7, in: Bayern in der NS-Zeit, Bd. 1, S. 36 l. 

76 ,Times' vom 30. Dez. 1938, zit. nach: Varga, Rundschau, Nr. 8/1938, S. 245; vgl. auch 
,Times' vom l. Jan. 1938, nach: ebenda, S. 246; ebenda, Nr. 35/1937, S. 1251. Auch der SD 
sprach von einer erneuten „Verschlechterung der Qualität von Butter und Milch" (Jahreslagebe-
richt 1938 (Anm. 73), S. 163; vgl. ferner Grunberger, Reich, S. 216, 219, 223. 
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Verbrauch des griiß.ten Teils der für drn lndex ausgew:ihltcn Warrn wurde weit-
gehend eingeschriinkt. Der Konsumelll gibt sich d:1mit aber nicht ohne weiteres 
zufrieden, da es auch noch unht:winscluftete Warrn gibt, die als Erg:inrnng zu 
den bewirtschafteten gekauft werden kiinnrn. Diese sind oft von hiihcrcr ()uali-
tät, also auch höher im Preis. Sie tretrn an die Stelle der hewirtschaftetrn Gütcr 
mit niederem Preis, ohne daf\ damit schon die Ldirnshahung der in Betracht ge-
zogenen Arbeiterfamilie steigt".77 c c 

Das Statistische Reichsamt versuchte, die mit der Zwangsbewirtschaftung der 
wichtigsten Lebensmittel einhergchcndrn quantitativen V crhrauchsverschiebun-
gen bei der Berechnung des Lebcnshaltungskmtcnindexcs dadurch Zll berücksich-
tigen, daß es die Preise für wgcteilte Waren „rntsprechrnd der Menge, die der 
Familie zusteht", mit den Preisrn fiir vergleichbare, nicht hcwirhcl1aftetc Warrn 
,verkettete'. Durch solche Verknüpfungen wurde der Übngang z.u einn temcrrn 
Ersatzware, der „auf den V erbrauchcr wie eine Preissteigerung (wirke), d:1 der 
Nutzen für ihn gleich, vielleicht sogar geringer ist", jedoch „nicht voll crfaf\t". 78 

Der Reichspreiskommissar schiitzte für die Zeit von Sept. 1939 bis Mitte 1941 
die vom Statistischrn Reichsamt nicht erfaf\trn „Mehrausgahcn infolge indirekter 
Preiserhöhungen und V crbrauchsvcrschicbungrn auf 1 1, 9 v. H. " 79 ; der Leiter 
des Arbeitswissenschaftlichen Instituts der DA!; sprach von einem Anstieg der 
Lebenshaltungskosten wiihrrnd dieses Zeitraumes „um mindestrns 20 v. H.". 80 

Der offizielle Lebcnshaltungskostrnindcx wies von 19 39 hi.s 1941 dagegen nur 
eine Steigerung von 5, 5 17{, aus. 

DafS sich die „Qualitiit einer Anzahl von Warm, hesondns auf dem Grhin der 
Bekleidung,( ... ) 7.weifcllos verschlechtert (habe), ohne daf\ sich die Preise rnt-
sprcchend geändert haben", wurde seihst vorn Priisidentcn des Sut ist isd1rn 
Reichsamtes zugegeben. Ebensowenig bm er umhin einzur:iumcn, „da!\ gewisse 
billige Fleischsorten fast ganz vom Markt verschwunden" w;1rrn. 81 Der Schw.11?~ 
handcl blühte stärker :tls je wvor. In einem Geheimen L1gehericht des SD-J\b-
schnitt Stuttgart vom ] 5. Juli 1941 wurde voll bittern Selbstironie festgestellt, 

77 Krtm, Ldienshahungslwstrnindex, S. 229. (Im iihrigrn w;,r auch h,·1u,l'.sdl('i11f1T1l' \V,1rc 
nicht immer crhiiltlich). 

78 Ebenda, S. 231; vgl„ zu den hil'I' skinienrn Prnhlemen auch \V11S1 19·12. S. 2•1.l r 
79 Schreiben des Priisidtntt'Il des Statisti\d1en Rcid1-.,tmtt·~ .rn dl·n Reit h:-.:irheit...,mini..,tn vo111 

18. Dez. 1941, S. 3, in: BAK R 41/Bd 60. 1\1. 2 Rs 
80 Denkschrift des Leiters des Arheitswissrnsd1aftlichen l nstituts ( A WI) dn DA 1: rnr ,Brnnci 

lung der Preisentwicklung' vom 2 5. Juni 19-11. S. ·1. in: ehrnda. BI. 9; vgl. fcrnn die l'l'f~clm,'il\igrn 
Berichte des SD hierüber in: Meldun,~rn .lll.s dem Reich; die l)rnksduift .Ühnsicht iihn die wirt-
schaftliche Gesamtlage' vom VJP-Dirnsl, Anfang 19-11 und writnr /'vtcldungrn in Stei11e1·1. 11 it-
lers Krieg, S. 180 ff.; Bericht der c;cst.qm Karlsruhl' VOii! 30. Dl?. 19·10 iilll'r d.ts Vcrh.tltrn ko111-
munistischcr und marxistischer Kreise, nach: N~nion:dso:.ri;t\i ... mu-, in B,1drn, S. 21 l); SLhrcilH"n dt'~ 
Stuttgarter Gem·ralstaatsanwalts an den Rl'ichs111inistcr dn Jus1i1 vom .\() Nov 19-IO. 11.1cl1 S1111-

er, Württemberg, S. 363. 
81 Schreiben des l'riisidentrn des S1atis1ischrn Rcic hsamtrs vo111 18. Dl?. 19·1 I (A11111 79), S 

3f. 
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62 Rüdiger Hachtmann 

daß es „nun glücklich" so weit gekommen sei, „daß wir ohne jüdischen Einfluß 
ein Volk der Schieber und der Beziehungen geworden sind".82 Der Reichspreis-
kommissar klagte bereits ein gutes Jahr nach Kriegsbeginn, „daß in den Mark-
thallen der Großstädte fortgesetzt Preisvergehen aller Art sozusagen unter den 
Augen des Gesetzes verübt werden, daß bei einer Sonderkontrolle des Lebensmit-
teleinzelhandels in zwei Berliner Stadtteilen von 315 kontrollierten Geschäften 
114 zur Anzeige gebracht werden mußten und daß in Württemberg die Preis-
überwachungsbehörde gegen 3200 von 21 500 geprüften Einzelhandelsgeschiif-
ten einschreiten mußte. Neben offenen Preiserhöhungen kommen immer häufiger 
versteckte Preissteigerungen vor. Beispielsweise werden Waren in billigen Preis-
lagen aufgegeben, die Qualität wird bei gleichbleibendem Preis verschlechtert; 
Mangelwaren werden mit schwer verkäuflichen Waren gekoppelt, Aufgelder be-
rechnet und Untergewichte verwogen; zahlungskräftigen Kunden werden unver-
langt Waren, zum Teil auch solche, die bewirtschaftet sind, eingepackt und dafür 
Überpreise berechnet. Gegenüber dem Gaststättengewerbe wird allgemein über 
Qualitätsverschlechterung bei mindest gleichem Preise und über Verringerung der 
Portionen geklagt sowie darüber, daß das Abonnementessen abgeschafft wird; 
Kartoffeln werden um des höheren Verdienstes willen nur in kleinsten Mengen 
abgegeben und vieles andere mehr".83 

Die Preisbehörden sahen sich genötigt, „schon im ersten Kriegsjahr rd. 42 
Millionen RM Geldstrafen zu verhängen( ... ), die Gerichte (mußten) viele Jahre 
Gefängnis und Zuchthaus gegen Angehörige der Wirtschaft wegen Preisverge-
hens aussprechen "84 ; der Mißerfolg der nationalsozialistischen Preispolitik ließ 
sich damit jedoch kaum kaschieren. Sichtbares Zeichen dieses Mißerfolges war, 
daß J. Wagner Ende 1941 seiner Ämter enthoben wurde. 85 Auf die strukturellen 
Grenzen der Preiskontrolle hatte im Grunde Goerdeler bereits im 0 kt. 19 3 5 hin-
gewiesen, als er konstatierte, „daß diese rein technischen Mittel nur vorüberge-
hende Wirkung haben können und daß sie dauernden Verbreiterungen und V er-

82 Nach: Sauer, Württemberg, S. 364. 
83 Schreiben des Reichspreiskommissars an den Präsidenten der Reichswirtschaftskammer 

Pietzsch vom 21. Nov. 1940, in: BAK R 43 Il/Bd. 611, BI. 16. 
84 Ebenda, BI. 16 Rs.; vgl. auch Bericht des Stuttgarter Staatsanwalts vom 1. Dez. 1941, 

nach: Sauer, Württemberg, S. 3 6 3. 
85 Josef Wagner, am 12. Jan. 1899 geb„ ursprünglich Lehrer, war seit 1922 Mitglied der 

NSDAP, seit 1928 MdR und Gauleiter der NSDAP für Westfalen (später Westfalen-Süd), seit 
Ende 1934 Oberpräsident und Gauleiter der NSDAP für Schlesien. Neben seiner Tätigkeit als 
Reichskommissar für die Preisbildung seit Ende Okt. 19 36 war Wagner seit Sept. 19 39 außerdem 
Reichsverteidigungskommissar, seit 1940 Staatssekretär. Im Jan. 1941 legte er sein Amt als Gau-
leiter von Schlesien nieder, Ende 1941 verlor er seine übrigen Ämter. Im Okt. 1942 wurde er von 
Hitler aus der Partei ausgeschlossen, seit Ende 1943 von der Gestapo überwacht und im Juli 1944 
verhaftet (obwohl er nicht zum eigentlichen Widerstand gehörte). Nach einer Version wurde er am 
22. April 194 5 durch die SS hingerichtet, nach einer anderen kam er am 2. Mai 194 5 nach der Be-
freiung infolge eines Unglücksfalls zu Tode. 
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schärfungen der Mangellage gegrniiber immer wirkungsloser werdrn. l nfolgedes-
scn kann eine Pn:isübcrwachung hier das Entscheidemk nicht hcwirkrn. ( ... ) 
Schreitet die Mangclrntwicklung fort, so niiuen nach allrn Prfahrnngrn vergan-
gener Zeiten autoritiire Ordnungrn auf die Daul'!' nicht mehr. Sie WlTdrn durch 
den primitiven Lebenswillen auf drn vcrsd1icdrnstrn, der Komrolk sich rnuie-
hcndcn Wege durchhrochrn, und schlicl\lich wiirdrn wir wiedn hei der Erkrnnt-
nis landen, dag man nicht hintl'l' jedrn Mrnschrn einrn Sd1ut?m;u111 stdlrn 
kann". 86 Auch in anderer J-1 insicln entsprach das von dn Propaganda goeicl111ete 
Bild nicht den tatsiichlichen V erhiiltnissrn. 

3. Der Nlietinclex 

Trotz einer bis 19 3 7 kontinuierlich steigrndrn Z;thl ;tn \Vohnungsnrnhautrn, 
erhöhte sich das bereits wm Zeitpunkt der ,Mac!Jtngrcif"t111g' driickrndc \Voh-
nungsdcfi?.it stetig. Der Rcichs;n·heitslllinister Scldtc hoiffenc d;ts allein wiihrrnd 
der Jahre 19 3 3 bis 19 3 5 zusiitzlich rntstandrnc Ddi1it auf 49 5 9 3 5 \A/ohnun-
gcn.87 Nach V erkiindung des , Vierjahresplans' Ende l 9 3<i verschiirftc sich die 
Wohnungsnot weiter, begonnrne Wohnharrtrn lllul\trn einge'1el!t, geplante aur 
geschoben wcrdrn, „weil die vordringlichrn i"dlrntlichrn lbuvmhahrn die Lci-
stungsfahigkeit der Bauwinsch:tft voll in Anspruch 1d1r11cn". 88 Anfang 1938 
schätzte das Statistische Reichsamt die Zahl der 1-1 auslialtungrn ohne sclh'1iindigc 
Wohnung (den „objektiven Wohnungsfchlhcstand ") illl ,AltJ'l"id1. ;ruf etwa 
1 480 000. 89 Gegenüber 1929 hatte sich cLts Wohnungsdefoit damit Lm vn-
dreifacht.90 Der Leiter der DAr Lcy hcziffrm· das \A/ohnung,dcCizit 7t1111 glci-

86 Bericht iibn die wirtschaftliche Lage (J\nm. 43). S. 11 
87 Umrechnung nach: ha111 5eldte, Smialpti!itik im Drittrn J(eic h l 9 3 3-1'J38. 1\1 iimhrn/Bn 

lin 1939. S. 172; vgl. auch Wahn Fey, Lei,tungen und /\ulg.dirn im Drntschrn Vv'n!utu11gs und 
Siedlungsbau, Berlin 19 36. S. 3 8 ff. [ m !lt. V\11/. vom 20. J.m. 19 3<J (.Der K.1mpl drn1 \\'oh 
nungshaudelilit', in: Der Drnt,cht· Volkswirt (D llr. V.) (<)37/38. S 77\ 1) wi1d li.11 dil' J.tlue 
1933 bis 1937 „eine Untcrhila111 vDn etw.t 340 ()()() \V<>hnungrn" .1n;n.:rhl'n lnlolgr dt·1 srl'i 
gen dm Zahl an Eheschlid~ungrn (Einführung de.s 1'.he.sr.1ndsd,n khrns !) w.tt die N "' hfr.t,~t· 11.tt h 
Wohnungen allndings stark gestiegl'll. 

88 ,Der dringliche Wohnungsh.ru', in: D. Dr. V vom 1 (1 Sept. 1 <J .\8 ( i '!3 7 / \8, S 2·1·17): vgl 
auch ,Wohnungsbau 19 3 7', in: SI' 19 38. Sp. 689 ff.: .Dl'I Lrmpl dem \Voln1nngsh.rndl'fi1ir ·. S 
77 5 ff. (J\nm. 8 7): ,J\nsatzrni\~lichkeitl'll für dm Wohmn1g,h.tu". in. D. Dt. V. vom 1 llo. ( l) )') 

( 1939/40, S. 2 3 7 f.): ,Übnangchot ;m Wohnnngrn?", in Dt. VW i '!3 7. C, 9.j \ 1: J.1hml.1grhe 
richt 1938 des SD (Anm. 73), S. 210. 

89 Vgl. Walter Fey, Dn künftige Wolrnung'- und Sil'lll11ngsh.tu. (;n111dl.1gl'll einer rnlksw11t 
schaftlichen Planung. Berlin 1939, S. 9 f.: Sdd1e, Swi.tlpolitik i'l.13 i<J.18. S 1 \<): ,lln K.tmpl 
dem Wnhnungsbaudefo.it', S. 77 \ff. (Anm. 87) 

90 Nach Feststellungen des RAM IH"sr.md J <J29 ein „snhjrluivn \Vohnungshl'll.rrf'' von t·tw.t 
5 50 000 Wohnungrn. Bei der Reichswol111st:inrn1:ildung des .J.tltres 1 '!27 wu1drn in (icrncimlrn 
über 5000 Einwohner 791 000 1 !aushaltungl'll und bmilirn ohne ,eJhsi:ind1gc vVol111nng ge1:ih!t 
(nach: Ludwig Preller, Sozialpolitik in der \Vrim.trtT Rrpnhlik. Diiw·ldori' l 'l78 (!'/\ 1 <)-\')), S 
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64 Rüdiger Hachtmann 

chen Zeitpunkt auf 3 Mio„ das Zentralbüro der Arbeitsfront den „zusätzlichen 
Wohnungsbedarf für die nächsten 10 Jahre im Altreich" sogar auf 4 Mio.91 Vom 
Wohnungsmangel besonders betroffen waren die Großstädte (Tab. 8). Prekär 

Tabelle 8 
Das ,objektive Wohnungsdefizit' In ausgewählten Großstädten 1933 bis 1939 

(in v. H. der vorhandenen Haushaltungen) 

Defizit 1939 
Mitte 1933 Mitte 1939 an Wohnungen 

bis 3 Räume&> 

Berlin 6,8 8,3 47,5 
Hamburg 5,6 8,3 90,8 
Köln 9,7 11,4 59,5 
Königsberg 1. Pr. 10,8 14,5 50,9 
Karlsruhe 0,9 5,3 86,2 
Frankfurt a. M. 5,1 7,3 83,6 
Potsdam 4,2 7,3 66,2 
Essen 14,6 15,7 47,2 
Dortmund 10,7 13,9 37,1 
Düsseldorf 12,7 15,1 47,4 
Duisburg·Hamborn 15,6 16,5 53,0 
Gelsenkirchen 19,3 16,8 32,9 
Bochum 12,4 12,9 32,3 
Oberhausen 17,4 16,7 55,0 

Großstädte lnsgesamtb) 8,5 9,8 62,9 

a) Eln1chlleßllch Küche. 
b) Mehr als 100000 Einwohner. 
Quelle: Walter Fey, Leistungen und Aufgaben Im deutschen Wohnung•· und Siedlungs. 
bau, Berlin 1936, S. 43; Vierteljahreshefte zur Statistik des Deutschen Reiches 1942, 
lll,S.11ff. 

war die Lage im Ruhrgebiet: Die sechs Städte, die über fünfzehn Prozent mehr 
Haushalte als vorhandene Wohnungen aufwiesen, lagen allesamt im rheinisch-
westfälischen Industriegebiet. In den Städten des Ruhrgebiets, die mehr als 
100 000 Einwohner zählten fehlten Mitte 1939 182 931 Wohnungen, aber 
auch in der Reichshauptstadt Berlin - deren Wohnungsbedarf durch eine hohe 
Zahl an Abrissen im Zusammenhang mit der „Neugestaltung des Stadtbildes" 
sich in den letzten Vorkriegsjahren überdurchschnittlich vergrößert hatte92 - im-

483; vgl. auch Ulrich Blumenroth, Deutsche Wohnungspolitik seit der Reichsgründung. Darstel-
lung und kritische Würdigung, Münster 197 5, S. 248 f.). 

91 ,Der dringliche Wohnungsbau', S. 2447 (Anm. 88); Zentralbüro, Dt. Sozialpolitik 19 38, S. 
198. 1940 veranschlagte das AWI der DAF den Fehlbestand an Wohnungen auf 6 Mio.; der SD 
hatte bereits 19 38 einen Fehlbestand von 4,2 Mio. Wohnungen konstatiert (Jahreslagebericht 
19 38 des SD (Anm. 7 3), S. 211; ,Ordnung im Bauwesen', in: SP 1939, Sp. 16; Wirtschaftlicher 
Lagebericht des Berliner Stadtpräsidenten für das 4. Vierteljahr 19 3 8, in: Mason, Arbeiterklasse, 
S. 894 ff. (Dok. 151 ); zur Wohnungsnot vgl. auch z. B. den politischen Lagebericht des Regie-
rungspräsidenten in Wiesbaden an den Reichsinnenminister vom 30. April 19 3 5, in: Hessen-N as-
sau 1933-1936, S. 890. 

92 Den infolge von Straßendurchbrüchen und -erweiterungen sowie den Bau von Eisenbahnhö-
fen erhöhten Mehrbedarf an Wohnungen schätzte das Sicherheitshauptamt im Jahreslagebericht 
19 3 8 auf rund 30 000 (Jahreslagebericht 19 3 8 des SD (Anm. 7 3 ), S. 212 ). 
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merhin 133 192. lndustricnrngründungcn und -vrrlagernngt'll nhiihtt'll i11111an-
chen Städten Mittel- und Ostdrntschlands da' Wohnung,dcfizit iihndurch-
schnittlich.93 Besonders dramatisch war das Defizit vor allc111 fiir die Wol111ungs-
griißen, die für Arbeitcrfatnilirn cr;,chwinglich wart'll. 94 U 111gekehrt heqand in 
fast allcn Südtc:n ein Überangehot an grn(\rn teurt'll Wohnungrn. 95 

Die: Folge: diesc:s Ungleichgewichts im Wohnungsangehot war, dal\ um die 
Jahreswende 1938/39 - bei glcich1citigrn1 Leerstand grol\cr WohnungC11 - al-
lein im ,Altreich' etwa 900 ()()() Wohnungrn iihcrfiillt warl'll; zudem galtcn rund 
400 000 als abbruchrcif. 96 Die DAF cr111ittelte, dal\ „vielfach 2 oder gar 3 bmi-
lirn in 2- und 3-ZimmerwolrnungCll haustrn". 97 Die WcrbwohnungsfiiN>rge 
der Gutehoffnungshiitte hcohachtete 193 7 /3 8 „tn hundertrn von 1::illl'll ( ... ), 
daf~ unsere Belcgschaftsangchiirigl'll ·1.u wrnig Raum hahl'll, da!\ die Zi111111cr 
feucht und ungesund sind und dal\ sich sehr viele Krankheit.stT,cheinun,~rn hei El-
tern und Kindc:rn auf diese Weise crkliirrn lasscn. Die Ra11111knappheit hringt es 
mit sich, daß nicht nur die Kindn fast im111er zu 7.weirn, oft auch rn dreil'll in ei-
nem Bett schlafen müssm, sondern da(\ bei griif\nrn E1111ilirn die Eltern h:t!hn-
wachscne Kinder hei sich im Bett hahrn und in vicll'll l<illl'll 1::1111ilirnangehiirigc 
in einem einzigen Zimmer hausen miissen. Die,e VVohnung;,not ;,d1ei11t 1111' das 
größte Übel zu sein, unter dem un.sne Gefolgschaft leidet"n 

93 In Dessau und Rostock - 1wci St:idtcn, in den g111f\c 1:lug7n1gwnkc .rngc..,inlclt wnrdl'!1 w.t 

ren (Junkers- bzw. l l einkdwcrkc) - hci..,piel>wri-..c h.1t ll" ~il h in den lT'iHTl Jahren dn n.1tion,iJ..,n1i.t· 
listischen Herrschaft das Wohmrngsdefoit 1111gef:il11 vcrd"i'l''-lt. l n Kiinigshng, d.ts glric hi".tlls nn 
tcr einem gravierenden Wohnung:-.dcfi1it i'll leiden h.1ttc, konnte d;1:-. „grpLrntt· S.mirrung..,wnk 
( ... )aus lvlangd an Rohstoffen, Bauarbeitern und Barmitteln nilht vorgn10111111c11" werden (vgl 
Mddungenvom4. Dez. l9.19b?w. 24.Jan. 1940,S. 5.\2 ff,(1<J.\ ( :Jahrcsl.1gchl"lid111 1J\8de" 
SD (Anm. 73), S. 2 l 3. Der \'Vohnraummangd i11 drn lnd11s1riest:1d1rn li"drnc d.u11, d.d\ imml"I 
mehr Arbeiter in den umliegenden Gemeinden hilliL:cr ullll'I?ukommt·n \'('r"ut.lnen, "o d.d\ ,w<.h hin 
Wohnnngsnot immer driickendn wurde (vgl. 1 i\. J\l"n.nshnitl11 des RI' \·on Ohn- und J\littd-
franken vom 7. Juli l 9 3 9, in: Bayern in der NS-Zeit, Bd. 1, S 2 8·1 1 odn L.1.~chc1;,111 dn \1.tl'<, 
Stettin fiirNov. 1935, in: Pommern l'))-1/35,S 1-1.\) 

94 Vier- und meist auch Drei-Zimmerwohnungen w.1rn1 flir /\rlH'itn in .11\cr Rcgl'l nit 111 hr1.1hl 
bar (vgl. 1. Vierteljahreslagebcricl11 l 9.\<J des Sll (/\nm. P.) .. S .. .\28) 

95 In Berlin beispielsweise iihn:-.ticg 1 <) :19 d.1~ Angrhot .111 \Volmungrn 11111 ~irhn1 und mt'hr 
Wohnriiumen den ,objektiven' (1ahlu11g..,kr:iftigcn) BnL1 ! um 2 7 5, .~ 1Xi, in l l .1mhu1 g um ~2 8,2 %, 
in Frankfurt a. M. sogar um 5 1 1, 5 1}{, und in 11 ;111110\·n um 5 .~9 ,() r;;1, '1hglcit h vtn all('m in dl'n n 
stcn Jahren nach der „lvlachtcrgreifung" viele grol\l" \'\1oh11ungrn dun h ll111l1,111t('n in ll1l'hrr1 c kk! 
nere Wohnungen aufgeteilt worden waren. 

96 Fey, Künftiger Wohnungs- und Sinllungslwr, S. 11 f.; ·111m M.tngd .111 hi\ligrn Klcinw"lr 
nungcn vgl. auclr drn Lagehnicht der St.11'" Kiislin liir N"' 11) \\,in l'<>n111HT11 1 <J H/ .\ \, S. 1 <)() 

oder drn 1. ViendjahresLtgchcric In 19 l'J tb S () ( /\ n111 7 .\ ). S \ 27 1 
97 Aktennotiz v"m 8. Aug. 1939, in: Hi\ (;Jlll ·100 101.\.l()/(i, ,gl. ,111tl1 die Bnitlitcdl"I 

RtdA flir Juni/Juli 19 3 7 (nach: M<1su11. Arlwitnkl.issi·, S . .\ 7() [ D<>k. ·11 I) 
98 Jahresbericht der Abt. W crksfürsorgc dn (; ll l I 1 9 .\7 /.\ 8. in. ll i\ (; ll ll 400 1 n 1!1 1 . 

vgl. auch die Niederschrift über die Si111rng des llnternclrmrnshcir;11cs dn (;llll ,·orn 8. M."ir-1 
l935,in:HAGHH400l44/2l;Jahrcslagcht-richt l'!.\8dcsSD(i\nnr 7:1).S 21\ 
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Viele Wohnungen wiesen nicht einmal das Minimum an heute selbstverständli-
cher Ausstattung auf: 14 % der von Arbeiterfamilien bewohnten Wohnungen be-
saßen keinen elektrischen Anschluß, 40 % keinen Gasanschluß, 2 3 % keinen 
Wasseranschluß und sogar 96 % weder Bad noch Dusche. 99 Nach Kriegsbeginn 
wurde der Wohnungsneubau fast vollständig eingestellt, so daß sich schon des-
halb diese Probleme weiter verschärfen mußten. 

Obgleich der Wohnungsneubau im ,Dritten Reich' in keinem Jahr wieder den 
Umfang von 1928 und 1929 erreichte und die ,proletarische Enge' während der 
NS-Zeit so drückend wie kaum zuvor war, mußten selbst die bescheidenen woh-
nungspolitischen Aktivitäten den Anteil der nach dem 1. Juli 1918 gebauten 
Wohnungen erhöhen. Anfang 19 31 lag ihr Anteil bei 16 %, bis zum Beginn des 
Jahres 19 3 4 hatte sich der Anteil dieser ,Neubauwohnungen' auf knapp 19 % er-
höht; fünf Jahre später waren es dann über 2 6 %. 100 

Vor allem für diese Neubauwohnungen mußten häufig Mietpreise gezahlt wer-
den, die die Möglichkeiten selbst gutverdienender Arbeiter bei weitem überstie-
gen (Tab. 9 ). Im Reichsdurchschnitt mußten nach der 19 3 7 durchgeführten Er-

Tabelle 9 
Monatliche Mieten In den von Arbslterfamilien bewohnten Alt· und 

Neubauwohnungen mit zwei Zimmern und Küche nach 
Ortsgrößenklassen 1937 (in RM) 

Ortsgrößenklasse 

unter 5000 Einwohner 
5 000 bis 24 999 Einw. 

25 000 bis 99 999 Einw. 
100 000 und mehr Elnw. 

Altbauwohnungenb) 

20,24 
22.45 
24,63 
34,09 

a) Erfaßt wurden rund 1300 Arbelterhaushalte. 

Neubauwohnungen 

27,93 
32.48 
36.40 
49,50 

b) Bis Juli 1918 erbaute Wohnungen 
Quelle: Arbeltswlssenschaftllches Institut der OAF, Lebenshaltung und Wohnverhält· 
nlsse In verschiedenen Gemelndegrößenklassen, In: dass„ Jb. 1939, Bd. II, S. 66. 

hebung von Haushaltsrechnungen Arbeiterfamilien, die in Großstädten eine Neu-
bauwohnung bewohnten, 23,6 % ihres Gesamteinkommens für die Miete auf-
wenden. Lebten sie in dörflichen Verhältnissen, lag dieser Prozentsatz bei 
14,8 %. 101 In den meisten Großstädten lagen die Mieten noch weit über dem 
Durchschnitt. Besonders in Berlin mußten bereits 19 3 7 Mieten gezahlt werden, 
die fast doppelt so hoch wie der Reichsdurchschnitt lagen. 102 19 3 9 mußten dann 

99 Zentralbüro, Dt. Sozialpolitik 1938, S. 198. 
IOO Angaben nach: Vjh. St. 193 l. III, S. 72; 1934, II, S. 48; Statistisches Handbuch von 

Deutschland, S. 342. 
101 AWI der DAF, Wirtschaftsrechnungen in Arbeiterhaushalrungen, in: dass„ Jb. 1939, Bd. 

n.s. 58. 
102 In Berlin lagen die Mieten knapp fünfzig Prozent über dem für alle deutschen Großstiidte 

von der DAF 19 3 7 ermittelten Durchschnitt. In den Städten mit mehr als l 00 000 Einwohnern 
wiederum mußte etwa ein Drittel mehr für die Miete aufgewendet werden als im Durchschnitt aller 
Ortsgrößenklassen (vgl. AWI der DAF, Jb. 1938, Bd. II, S. 26-167). 1938 mußte in der Reichs· 
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für „Wohnungen mittlerer Griigc ( ... ) Preise bo.ah!t werden, dcrrn Durch-
schnitt über der 100-Mark-Grcnzc liegen dürfte", obgleich „Arhcitcr eigentlich 
nur eine Höchstmiete von 29 RM, dn Angestellte von 49 RM tragen" konn-
ten.103 Nicht bezahlbare Mieten hattrn bereits i11 drn crstrn Jahrrn 11ach der natio-
nalsozialistischen ,Machtergreifung' viele Arlwitcrfamilien faktisch :tu Olidachlo-
sen gcmacht. 104 Obgleich staatliche Funktionstr<igcr und fiihrendc V crtrctcr der 
NS-Bewegung schon friih7citig auf Woh11ungs11ot und N instcigcrungc11 hinwic-
scn 105, wurde die Mictgcset7.gebung gcgrniihcr dLT Zeit der Weimarer Republik 
nicht grundlegend vcriindcn, blichen die M af\nahmrn zur EimLimmung der 
Mietexplosion unzurcichrnd. 

Von all dem blieb die offizielle Statistik unberührt; dn amtliche M icti11dcx si-
gnalisierte eine Ruhe an der ,M ictfront', die der t:llS:ichlichrn Entwicklu11g 11 olrn 
spricht. Die vom Statistischrn Reichsamt hchaupt<:tc Stahilitiit der Min preisen-
kliirt sich daraus, dag nur die bis Sommer 1918 nstcl!trn Wolmungrn nfaf\t 
wurden, für die Mietpreisbindung bestand. Selbst hci Althautcn hlicbrn die M ictrn 
indes nicht stabil; vor dem H intcrgrund der Wohnungsnot wurdrn auch hin hiiu-
fig stillschweigend höhere M inrn als die staatlich frstgcsnztrn akzcpticrt. 106 

hauptstadt für eine 21/i Zimmcr-Wolurnng einschliri\lich Kiiche in einem Nrnlw1 (i7.77 RJ\1 ge· 
zahlt werden; das waren 45 % des Brut1oeinlwmme11s. d.is 1 <))8 ei11 llcrli11n /\rlwitn im Durch 
schnitt e1-Liel1e (vgl. Jahreslagehcricht 19 3 8 cb SD (/\11111 7 3 ), S. 2 1 3 sowie W11St l l) 39, S 2 <JtJ. 
Bereits 19 3 3/ 34 mugtcn für Mieten dirnT (;riil\e in Berlin ·1wisc hl'n ·13, 5 (l R M und 6(),- R M l'C-

zahlt werden (vgl. Bericht der Wohnung..,für~orgc drr Sicmcn~-1 :in11r11 in Sil'mcn.,,..,L1dt und l lm~t· 
bu11g (Juli 1937), S. 10 ff., in: SA/\ (,7 Lc 367; lnnn 1. l\. Bnllllt dn St.11'" St!"tllll hi1 Okt 
19 34, i11: Pommern 19 34/ 3 5, S. 5 2; Stin1111ungshn ic lne der V crn .1unlS1 ;;t,· ein hinl. K 1 upp Al; 
für Okt. 19 3 7, Gesch;iftshcrichte über die Vcrw.dtllllg ckr \\1c1 kswflh1111nf:l"ll 19 ).\/ 3 5 his 11) .\8/ 
39, in: HA Krupp W,\ 41/6-10. 41/3-60-1. -11/'1>05). 

103 ,Neubaumieten und Lohncinkommrn'. in: Mh. NS 1 <J)lJ, S. 7 \; '"~! .lllch 1 Vie1telj.dnes-
beridn 1939des SD(Anm. 73).S. 328:SOl'ADl'llericlm l'Jl7,S !·HI/.; 19'8,S. 2171 
Die Mieren wurden nicln selten „cLidurch hedrnrrnd gt»teignt, chi\ h:iulign die Miet er gewrc hsdt 
un<l dem neuen Ivlietcr jcdc~mal eine htihcrc J\1 irtl' ,1h\'nLrng1 \Vinl D.1durLh wi1d i1111nli.tlh cinn 
ku17.cn Zeit eine erhebliche Mict~trigenmg hnhrigcfiilll1" (L1~~t·hcritl1t dn St.1Pt) \1ctt1n !i11 No\ 
1935,in:Pommnn l'J'-1/)\,S.1·~.3;\'l'I .lllcl1l..i!'"\"'111li1ed«1 \1.iJ'„Jl.ll111<>1"1 l[11 l\I." [<)~\, 
nach: Gest.tpo l 1.1l111llvn. S .. \(, \ 1 ). " , 

104 So hid~ es im o. g. L.1gehericl1t (/\nm 1 () .l) weirer: .. 1 n Stetrin li.1t die K 1t.1pphrn ck1 \V"h 
nungen und die Hi\he des Mietpl"l"ises cl.m1 geführt. d.tl\ eine /\l)'l.1hl vlln 1\rlicitcrn und i\1 hcitsl" 
sen, die den hohen Mietzins nicht auOningrn \ü)11nc11, .1uch in den VVinttTlllO!Lltcn in den L.111\wn 
ihrer Klcingiirten wohnen hleihcn. In Stntin-VorhrnLh wcn.kn dcr;1rtigc L:llllwn mit ih1r111 hc" 
schr[inkten Raum, ihren gningen 11 ri11rn\~liL hkcitcn und ihrn ..,t hin lnn1 V c1 kchr ... l.1gr vi 111 \'id 
kiipfigrn Familirn bewohnr". Ähnlich .1mh 7. II. l..1gclw1 icht ein ~t.il'" l l .111n1>1Tr fii1 1\111 il 11) l \. 
nach: Gestapo Hannover, S. 3 5 (i. 

105 Vgl. Schreiben Gonddcrsan Hitler vom \(i l\1:i1-; \'Jl-1. in. lli\K R ·1.111/lld .117.11\ 
4; Bericht dess. iiher die wimcluftliehc Lage vom 26. Okr. 1 <J .\\,in: II/\ K R ·II 11/ Bel .. 11 8.t, III 
19; Schreiben Leys an den RAM vom\. Sepr. 1936, in: BJ\K R ·11/1\d 22.i 

106 Vgl. Niedn<chrift über die ,Ühcrpriifllng der Lohn· und /\rhei1shcdingllllf'.l"l1 hei ein Nep 
tun-Werft in Rockstock' durch drn schlcsisc hen R t c!A .im 1 \. j .1n 1 1).j 1 . in· l\i\ K R ·11 / lld. 1 \ 3. III 
6 5 ff.). Zudem muf\trn h:iufig Absta11ds1,d1l11ngrn lldn K.111ti"•nrn geleistet \\Tlllrn ( 1·gl \()!' i\ 1) I' 
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68 Rüdiger Hachtmann 

Die vom Statistischen Reichsamt nicht registrierten Mietsteigerungen machten 
auch das dem Reichsindex für die Lebenshaltungskosten zugrunde liegende Men-
genschema obsolet, weil darin den Mietzahlungen mit 13, 1 % ein zu geringes Ge-
wicht beigemessen wurde. Zwar wurden angeblich bereits 19 34 „Vorarbeiten 
eingeleitet, um eine besondere Indexziffer für Neuwohnungen zu berechnen" 107 ; 

sie wurden jedoch in den zwölf Jahren, die das ,Tausendjährige Reich' währte, 
nicht abgeschlossen. 

4. Zur Reallohnentwicklung 

Selbst höchste staatliche Funktionsträger gestanden ein, „daß die amtliche Sta-
tistik noch kein genügend klares Bild gibt". Der „wahren Lage" - so der Reichs-
arbeitsminister - würde der vom Statistischen Reichsamt veröffentlichte Lebens-
haltungsindex „nicht gerecht". 108 Auch der Reichswirtschafts-, der Reichsinnen-
minister, der Chef der Reichskanzlei, die Reichswirtschaftskammer und die ,Treu-
händer der Arbeit' unterzogen den amtlichen Index scharfer Kritik. 109 Der Le-
benshaltungskostenindex hatte seine eigentliche Funktion, ein zuverlässiger Grad-
messer für die Entwicklung der lebensnotwendigen Ausgaben einer durchschnitt-
lichen Arbeiterfamilie zu sein, verloren. Er sollte sie wohl auch verlieren; denn ein 
Index, in dem der Verlauf der Lebenshaltungskosten widergespiegelt worden 
wäre, hätte den von der nationalsozialistischen Propaganda sorgsam gepflegten 
Mythos der Preisstabilität nachhaltig zerstört und Forderungen nach Einkom-
mensverbesserungen Nahrung gegeben. Aber selbst der manipulierte Lebenshal-
tungsindex brachte offenbar noch so viel ,Unruhe' in die Bevölkerung, daß sich 
der Reichspropagandaminister Goebbels am 12. Febr. 1941 zu der Verordnung 
veranlaßt sah, „daß die auf trügerischen Grundlagen berechneten Statistiken des 
Lebenshaltungsindexes in Zukunft nicht mehr der Öffentlichkeit bekanntgegeben 
werden" sollten. HO 

Die Schätzungen, in welchem Ausmaß sich die Lebenshaltungskosten tatsäch-
lich erhöhten, gingen weit auseinander: Selbst offiziöse Wirtschaftszeitungen ka-
men zu deutlich höheren Ergebnissen als das Statistische Reichsamt. Statt um 
4, 1 % - wie die amtlichen Ziffern auswiesen - hatten sich die Lebenshaltungsko-

Berichte 193 7, S. 28). Zu den Verhältnissen in anderen Industriestädten vgl. Meldungen aus dem 
Reich vom 17.Aprilund23.Nov.1941,S. 2214bzw. 2993f. 

101 St. Vjh. 19 34, IV, S. 106. 
108 Vgl. vor allem Schreiben des RAM an den Reichsminister für Ernährung vom l 7. Aug. 

1935, in: BAK R 43 II/Bd. 318, BI. 34 f. 
109 Vgl. Schreiben des Reichsinnenministers an den Staatssekretär der Reichskanzlei vom 24. 

Juli 19 3 5, den Bericht des RWM über die Preisentwicklung in den Monaten Juli und Aug. 19 3 5, 
Anlage zu: Schreiben des RWM an den Chef der Reichskanzlei vom 29. Aug. 193 5 sowiez. B. die 
Ausführungen des TdA für Nordmark auf der Sitzung vom 27. Aug. 1937 (Anm. 59), BI. 2, 62 
bzw. 8 3 ff.; Schreiben des Chefs der Reichskanzlei an den Reichspreiskommissar vom l. Juli 19 39, 
in: Mason, Arbeiterklasse, S. 978 (Dok. 159); ders„ Sozialpolitik, S. 151, Anm. 62. 

110 Zit. nach: Steinert, Hitlers Krieg, S. 183. 
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stcn von 19 3 2 bis 19 3 8 nach einer Schiitzung des M inistcrialdirigrntrn illl 
Reichsarbeitsministerium Mansfeld um 1 5 rfr,, nach einer Scli:iwmg des NSDAP-
Gaulciters für Essen und Obcrpriisidrntl'll für die Rheinprovinz Terlioven sogar 
um 18 % bis 20 % erhiiht. 111 In ihrelll Lagehcricht für Okt. l 9 3 5 sd11ieb Staats-
polizeistelle Kassel, die Behauptung des Statistiscl1rn Reichsallltes, die Ldirnshal-
tungskosten seirn wiihrcnd des Jahres 193 5 nahezu stabil geblidil'tl, "wirkt gera-
dezu bcherlich. Vermeintlich beruhigende Wirku11g schLigt hier ins Gegrnteil 
um, da an Hand dieser Behauptung die Kolllmu11istl'tl und M cckercr die N nire-
gicrung der Schiebung übnfiihrl'll kiinnrn. Die Liilme si11d ahn so, daF. sie eine 
Steigerung der Lebenshaltung nicht mehr venragrn kiinnl'll. On Mann, dn 
müde von der Arbeit nach 1-1 ause kolllml, wird schon jetzt von der Frau. die fiir 
den Haushalt sorgen muf\, mit Kbgrn über die Trnerung cmpfangcn". 112 

Schätzungen, wie die Lehrnshaltungskostl'll sich tatS:ichlich l'lltwicke!t haben, 
können nur grob sein, da sich bestimmte Faktorl'll wie der Grad der Qualitiitsvcr-
schlechterung oder Umfang und Charaktn .grauer' und ,schwa1-/.cr' Miirkte dn 
Quantifo.ierung entziehen. Die in T:1b. 10 aufgl'llomml'tlcn, eher .gl'll1iil\igtl'll' 
Schiitzungcn von offo.iiiser Seite gebl'tl nur Aufsd1lul\ übn die ungeLihre Rich-
tung der Entwicklung der Lebcnshaltungskostrn. Welche dl'll tatsiichlichrn Vcr-
hiiltnissen am ehesten entspricht, mu{\ offen bleiben. Ebensowrnig Li!\t sich dcr 
tatsiichliche Verlauf der Brutto- und N ettorealcinkom ml'll wvnl:issig bereclmrn. 
Unstrittig war, dag - wie der Reichsarbeitsminister im Herbst 19 3 5 frststdlte -
„zwar der Stand der Liihne ihrer ziffcrnmiif\igrn Hiihe nach gehaltrn wurde, da!\ 
aber die Kaufkraft der Liihne und damit die Lehl'tlshaltung der Arlwiter und An-
gestelltenschaft seit 19 34 eine erhebliche weitere Srnkung crL1hren hat". 113 Dcr 
Treuhiinder für Südwestdeutschland und Niedcrsachsrn hatte wrnige \Nochrn 
vorher konstatiert, Jag die „gningrn V erdirnste, wie sie 7.. B. in dn Textilindu-
strie vorliegen.( ... ). die eingetretcnrn und nicht wegndrngnrndrn Prciscrhiihun-
gen für die Arbeiter untragbar" machtl'll. 114 Trot7 alln nicht quant ifi1 icrh.1rrn 
Unwägbarkeiten - eines immerhin geht aus Tah. 1 ()eindeutig hnvm: Bis Kriegs-
beginn erreichten die wiichrntlichrn N cttorcalcinkommrn im günstigstrn bll ge-
rade das Niveau des Jahres 1929. Da 19 38/39 der durchschnittliche Arlieitcr 

111 Vgl. Aktenvermerk vom 2·\. Okt. 1938 ühn cinl' l\rsl'rnltung von Kau\'rt (l;JJll) mu 
Tcrboven, in: HA GHll 400 101330/1 "'wil' Anm. (.1) h1s(,) in T.1h. 10 Arnlc1l' s,Ji:iunngrn 
ficlrn noch hiiher aus (vgl. 1. 11. Lagl'hnidlt dn St.11'0 K.!S'l'I fiir ( lkt 11) \ \, "' 11 ''"rn N ·"'·'" 
1933-1936,S. 326). 

112 In: Hessrn-Nas"n1 1933-193(J, S. 373. 
113 Schreibrn des RAM an drn Rcirl"mini\ll'l für Frn:ihrnng u L.mdwnt\\luft vorn \. Sl']'l. 

1935, in: BAK R 43 11/Bd 318.111. 21 \ Rs. 
114 Treuhiinder-Besprecl11111g vom 2 7. /\ug J l) .l 5 (Anm. \ 9). 111. (1 \, vgl. ,tll\ lt ·1. II. L.1gl'hc 

richt der Stal'o Kassel für Okt. 193 \,in: lll''>t'll-N,1Ss,111 l 1J3.l-l 1J_l(i, S. 126: L.1gdini,JH dl'1 
StaPo Hannover fiir Jan. und Srpt. l IJ 34. J.111„ Juli, Aug. und Nov. 1<)3 \, dl's lt.11rnovnsd1rn RI' 
für Juni bis Sept. und Nov. 19 3) ~owie Sondn· l .. tgehniL 111 der St .1 P(1 l I ;1nrn1\·cr \l(l!ll 1 8 Aug 
1935,in: Gestapo Hannover,S. IOCi. 240, 301, \l)IJ, ·10(1 l,·112, ·II·!. ·129, ·1\8. ·1(17 
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L<:hrnshaltungskoqrn und Rl'.dliih1H' w:il11<:nd dl's ,Dri1trn Rl'i<ill"s' 71 

Statistisch nicht berücksichtigen lief\ sich dariibrr hinat1s, dal\ das Lebenshal-
tungsniveau vieler Arbeitrr durch bctdclnlichr Schulden gedrückt wurde. Bis 
zum ,Gesetz über die Befreiung von der Pflicht 7.lllll Ersatz von hirsorgeleismn-
gen' vom 22. Dez. l 9 36 muil,tcn ehemals Erwerbslose und sonstige H ilfshrdürf-
tigc - oder ihre Ltmilicnangehiirigen, soweit sie daw in der Lage waren - dir ih-
nen von der kommunakn Wohlfahrtsfürsorge gcwiihrte Erwerhsloscnt1ntcrstiit-
zung, Mictzuschiisse usw. wieder zurückzahlen, wrnn sie in Lohn mkr Gehalt 
standen, „was naturgrmiil~ eine 7.irmlichc Hiirtc lJl'drutct ". 115 ( Zwischrn 193 2 
und 1934 hatte jeder dritte Arbritslmr Wohlfahnsuntcrstiit7t111g bezogrn. Auf 
dem Höhepunkt der Krise Ende 19 32 waren 41, 7 1Yr1 aller Erwerhslosrn von lJ n-
terstiitzungslcistungcn der Wohlfahrtsfürsorge abkingig.) Indes warm viele Ar-
beiter auch hienu wegen allw geringer Bruttovcrdirmtc nicht in dn Lage. 19 34 
verfügten - nach einer auf Basis der V crsichrrungsstatistik crrcchnetcn intcrnrn 
Aufstellung der Reichskanzlei - ein Viertel aller LolmempLingcr nicht einmal 
über einen N ettowochcnverdienst von 12 RM; 3,8 % mul\trn sogar mit wcnigcr 
als 6 RM in der Woche auskornmcn. 116 Vor allem das Einkommen von Tcxtilar-
beiter(inne)n war infolge der seit Mitte 1934 stark verbreitrtcn Ktw1.arl1cit zt1m 
Teil bis auf das Niveau der Siitze der Wohlfahrtsunterstiitrnng grschrumpft. 117 

Neben den Erwerbslosen warrn es insbesondere die Familirnangch<'irigrn dieser 
Arbeiter, die sich hiiufig noch 19 34/ 3 5 „im Zustand einer stiindigrn U ntcrniih-
rung bcfandcn".11 8 Die Not war hier so grol\, dafl, der bayerische Trrnhiindcr 
Ende Aug. 19 3 5 bcfürclm:tc: „W rnn dir V crh:iltnissc hin nicht grundlegend ge-
iindert werden, kornmrn wir nicht lihn drn \Vintn" .119 Deshalb 1iignte d,h NS 
Regime auch, die relativ hohe Loh11pf:'indt1ngsg!'l'111e, durch die ein sehr .~rnl\n 

1" Lagrbericln der Stal'o Frankfurt a. M. für J11ni J l),l \,in: l ll'»l'll·N,1ss.n1 i 'J.\.> J l})(1, '.'> 

449; zu den geset1.lichen Bestimmungen vgl. llcidrun llombm~~· Von J\1lwit\lo,r11 rum Zw,rng ..... 1r 

b<:iter. Arbeitslosenpolitik und l'raktioninung der 1\rh<:i1t·rsth.dt in DrutschLmd 1 'l'O i 'l.\.\ .11n 
Beispiel der Wohlfahrtsnw<:rhslmrn und der kommunalrn WohlL1hnsl11lfr, in i\rch 1. Smi.d· 
gcsch. (AfS) Bd. XXV/1985, insbrnmdcrs S. 2(>2 !'., 2781. 

116 Aufzeichnung vom 4. S<:pt. 19 3 \, in: Bi\ K R 4 3 11/1\d. 318. 1\1. 1(15 
117 1935 lagdi<:ZahlderK11rzarh<:itcrmit 100 257 mrhr.ilsdr<:inulS<>hoch wit' J<)2<J. l\\rh1 

als 7.wci Drittel von ihnen waren in d<:r T<:xtilimlusiril' hc„ch:iftigt (.111sliihdich: Riidigl'r l/111h1-
mtlnl1, Arb<:itsmarkt und i\rht·itv.<:it in der dl'l!tsthrn lnd11siril' l 1J2<). J<)3<J, in. i\fS l\d. XXVII/ 
1987, S. 189 ff.). 

118 Rosm, Existcm.minimum, S. 70; vgl. auch SOl'i\DE·llcTiclH<· 1 <J.l \, S 10·17 f Di" l'c·si· 
Stellung Rosens zidt zwar ,nur' auf die Erwnh...,Jo..,cnfamilirn mit einem ( N cttn- )\Vodwnrinkom 
men bis 28 RM, viele Arbeiter - vor allem Tcxtilarhcitcr - vndicntrn indl'" 110th wcn;iu.., weniger 
(vgl. WuSt l 9 36, S. 283 ff.; ausführlich gehe ich in ml'inn Diss. .111f dil' L1>hnl'ntwicklnng 1wh 
Branchen, Regionen, Orts- und Betriebsgrilf\cn ~owir hirmen und Au..,m.~{\ untnt.1riflichn l'.nt· 
lohnung ein. Si<: wird im H<:rbst 1988 unter dem Titel „lndustriearheit im Drittrn Rri, h" in dl'r 
Reihe „Kriti\chr Studien i'Ur c;l"-.thitlll ... wi~ ... t'11\lh.dt" l't\dll'i11r11) 

119 Trrnh:ind<:r·Bl'spreclmng v1>m 27. i\ug J<Jl\ (Anm \<J).111 (,.J 
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72 Rüdiger Hachtmann 

Teil der Industriearbeiterschaft - wenn nicht gar die Mehrheit - vor Lohnpfän-
dung geschützt war, wieder herabzusetzen. 120 

Niedrige Realeinkommen und hohe Lebenshaltungskosten zwangen bis 19 3 7 
- glaubt man den Klagen des Einzelhandels - offenbar auch viele Industriearbei-
ter dazu, „den Geschäftsmann auf dem Risiko der hohen Lohnpfändungsgrenze" 
sitzen zu lassen „und im Bewußtsein ihrer Unpfändbarkeit mehrere Kaufleute 
nacheinander um recht bedeutende Summen, selbst für die häufigsten Lebensmit-
tel" zu prellen. 121 Wenn der Anteil der verheirateten an der Gesamtheit der weib-
lichen Erwerbspersonen von 31, 3 % im Jahr 19 2 5 auf 40,9 % bis 19 3 9 kletter-
te122, dann war dies nic;ht zuletzt darauf zurückzuführen, daß viele Arbeiterfrauen 
- trotz aller bevölkerungs- und ,rassepolitisch' begründeter Widerstände führen-
der Nationalsozialisten - aufgrund der niedrigen Einkommen ihrer Ehemänner 
gezwungen waren, hinzuzuverdienen. 

Vollends unzuverlässig wird die Aussagekraft des Lebenshaltungskosten- und 
Reallohnindexes - auch die der realistischsten Schätzungen - für die Zeit des 
Zweiten Weltkrieges. Schon die auf immer mehr lebenswichtige Konsumgüter 
ausgeweitete Zwangsbewirtschaftung und der wachsende Schwarzmarkt lassen 
den von der amtlichen Statistik nahegelegten Eindruck, 1941 habe das wöchent-
liche Bruttorealeinkommen um 13,5 %über dem Niveau von 1929 gelegen, gera-
dezu absurd erscheinen. Stärker als zuvor bestimmten während des Krieges öko-
nomische Zwangslagen und nicht allein das verfügbare Geldeinkommen über den 
,Lebensstandard' der Industriearbeiterschaft - ganz abgesehen davon, daß die 
meisten Aspekte der Kriegsstatistik, darunter auch die Preisstatistik, schon auf-
grund von Personalmangel und Arbeitsüberlastung der mit den Erhebungen be-
trauten Stellen immer unzuverlässiger wurden. 123 

120 Erst durch das ,Gesetz zur Änderung der Vorschriften über die Zwangsvollstreckung' vom 
5. Dez. 19 34 wurde die Höhe des beschlagnahmefreien Lohnes bzw. Gehaltes für ledige Arbeit· 
nehmer von 38 RM auf 35 RM wöchentlich bzw. von 165 RM auf 150 RM verringert. (Sie war 
1928 für Monatseinkommen von 125 RM auf 195 RM, für Wocheneinkommen von 30 RM auf 
4 5 RM heraufgesetzt, allerdings bereits durch die N otvcrordnung vom 14. Juni 193 2 auf 16 5 RM 
bzw. 3 5 RM ermäßigt worden.) Für jede Person, für deren Unterhalt der betreffende Arbeitneh-
mer sorgen mußte, erhöhte sich der unpfändbare Einkommensteil um ein Sechstel. 

121 Schreiben der Vereinigten Kaufmannschaft Buer an den Landesverband des Einzelhandels 
Westfalen vom 19. Juli 1933; fast identische Formulierungen auch in der Niederschrift über die 
Sitzung des Beirats der Einzdhandelsvertretung Westfalen vom 8. Aug. 19 34 sowie im Schreiben 
der Unterabteilung Einzdhandel der Wirtschaftskammer für Westfalen und Lippe an die Wirt-
schaftskammer für Westfalen und Lippe vom 1 3. Aug. 19 3 8 und Schreiben derselben Wirtschafts-
kammer an den westfälischen Reichstreuh. d. A. vom 19. Aug. 1937, in: Westfälisches Wirtschafts-
archiv Dortmund K2/Bd. 1540 bzw. KI Rep. 15 d/Bd. 801-02. Symptomatisch war auch, da!S 
noch 19 3 7 etwa 16 % der Bevölkerung in irgendeiner Form Unterstützung von der Winterhilfe 
bezogen (vgl. Grunberger, Zwölfjähriges Reich, S. 201). 

122 Nach: Stefan Bajohr, Die Hälfte der Fabrik. Geschichte der Frauenarbeit 1914 bis 194 5, 
Marburg 1979, S. 2 5, Tab. 4 bzw. Hachtmann, Arbeitsmarkt und Arbeitszeit, S. 202. 

123 Sehr aufschlußreich: Meldungen vom 31. Jan. 1941 und 10. Aug. 1942, S. 713 f. bzw. 
4060 ff. 
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Lrhrnshahung,kostcn unJ Rl'alliihn<' w:ihrrnd de, ,Drittrn Reiches' 7 3 

4. Schlußbemerkung 

Wenn die materielle Lage breiter Arbeiterschichten bis etwa 19 3 6 so bedrük-
kend gewesen ist, wie dies in vielen Lage- und Stimmungsberichten immer wieder 
eindrucksvoll z.um Ausdruck gebracht wurde - warum lehnten sich diese Arbeiter 
(von einzelnen „Tumulten" vor Marktstiinden oder wenigen Arbeitsniederlegun-
gen abgesehen) dann nicht dagegen auf? Nur ein Aspekt, der - neben vielen ande-
ren Gründen - für die weitgehende ,L;ihmung' der Industriearbeiterschaft nach 
19 3 3 mitverantwortlich war, soll hier ktm: angesprochen werden: Die deutsche 
Arbeiterschaft mußte seit Beginn des Ersten Weltkrieges h:iufig die wiclnigstcn 
Lebensmittel entbehren und nicht sd ten regelrecht Hunger leiden. Erinnert sei 
hier nur an den Steckrübenwinter 1916/7, die Not der Anfangsjahre der Weima-
rer Republik, denen sich die nur kurLrn .goldenen Zwanz.iger Jahre' seit 1 924 an-
schlossen. Seit 19 30 brach dann die Wirtschaftskrise, die gar kein Ende zu neh-
men schien, mit all ihrem Elend hcn:in. Demgegenüber nehmen sich die Jahre 
19 3 4 bis 19 3 6 trotz aller N ahrungsmittdengpässe, Preissteigerungen und Quali-
tätsverschlechterungen wie eine flüchtige Episode aus, die man um so eher zu er-
tragen bereit war, als die Arbeitsplätze nicht mehr gcfahrdet schienen. Und selbst 
in den letzten Kriegsjahren gestalteten sich die Lebensverhältnisse der deutschen 
Arbeiterschaft im Vergleich wm Ersten Weltkrieg noch einigermaßen enräg-
lich.124 Erst die Winter 194 5 / 46 und 1946/4 7 blieben den meisten Deutschen 
wieder als Zeiten großer Not im Gediichtnis haften. 

124 Es sollte augerdcm nicht vergessen wrrdrn. dag auch für viele Arbeiterfamilien „Jer dcut· 
sehe Soldat( ... ) weniger ein Gegenstand täglicher Sorge" als „vielmehr eine Quelle geraubter Ga-
ben, Butter wie Seidenstrümpfe" war (Jürgen Kun,yruki. Geschidm Je, Alltags Je, deutschen Vol-
kes, Studien 5, Köln 1982, S. 3 7 8: 1.ur Langmut Jer Arbeiterschaft vor 19 39 vgl. SOPADE-lk 
richtr 1935,S.1012f., 1255.1392ff..1397, 1400u.ii.). 
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